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A. Evangelische Kirche in Deutschland

Nr. 1* - Bekanntmachung der
Neufassung des

EKD-Datenschutzgesetzes.
Vom 1. Januar 2013.

Aufgrund des Artikel 3 des Kirchengesetzes über den
Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland
und zur Änderung des Kirchengerichtsgesetzes der
Evangelischen Kirche in Deutschland vom 7. Novem-
ber 2012 (ABl. EKD 2012 S. 452) wird nachstehend
der Wortlaut des EKD-Datenschutzgesetzes unter sei-
ner neuen Überschrift in der seit dem 1. Januar 2013
an geltenden Fassung bekannt gemacht.
Die Neufassung berücksichtigt:
- das Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengeset-
zes über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in
Deutschland vom 7. November 2002 (ABl.EKD 2002
S. 381).
H a n n o v e r, den 1. Januar 2013

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

EKD-Datenschutzgesetz
Vom 1. Januar 2013

Inhaltsübersicht

§ 1 Zweck und Anwendungsbereich
§ 2 Begriffsbestimmungen
§ 2a Datenvermeidung und Datensparsamkeit
§ 3 Erhebung, Verarbeitung und Nutzung

§ 3a Einwilligung der Betroffenen
§ 4 Datenerhebung
§ 5 Datenspeicherung, -veränderung und -nut-

zung
§ 6 Datengeheimnis
§ 7 Unabdingbare Rechte der betroffenen Person
§ 7a Videobeobachtung und Videoaufzeichnung

(Videoüberwachung)
§ 7b Mobile personenbezogene Speicher- und Be-

arbeitungsmedien
§ 8 Schadensersatz durch kirchliche Stellen
§ 9 Technische und organisatorische Maßnah-

men, IT-Sicherheit
§ 9a Datenschutzaudit
§ 10 Einrichtung automatisierter Abrufverfahren
§ 11 Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von

personenbezogenen Daten im Auftrag
§ 12 Datenübermittlung an kirchliche oder sonsti-

ge öffentliche Stellen
§ 13 Datenübermittlung an sonstige Stellen
§ 14 Durchführung des Datenschutzes
§ 15 Auskunft an die betroffene Person
§ 15a Benachrichtigung
§ 16 Berichtigung, Löschung und Sperrung von

Daten; Widerspruchsrecht
§ 17 Anrufung der Beauftragten für den Daten-

schutz
§ 18 Rechtsstellung der Beauftragten für den Da-

tenschutz
§ 18a Der oder die Beauftragte für den Datenschutz

der Evangelischen Kirche in Deutschland

2   Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Nr. 1/13



§ 18b Beauftragte für den Datenschutz der Glied-
kirchen der Evangelischen Kirche in
Deutschland

§ 19 Aufgaben der Beauftragten für den Daten-
schutz

§ 20 Beanstandungsrecht der Beauftragten für den
Datenschutz

§ 21 Meldepflicht
§ 21a Inhalt der Meldepflicht
§ 22 Betriebsbeauftragte und örtlich Beauftragte

für den Datenschutz
§ 23 Zweckbindung bei personenbezogenen Da-

ten, die einem Berufs- oder besonderen Amts-
geheimnis unterliegen

§ 24 Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung
bei Dienst- und Arbeitsverhältnissen

§ 25 Verarbeitung und Nutzung personenbezoge-
ner Daten durch Forschungseinrichtungen

§ 26 Erhebung, Verarbeitung und Nutzung perso-
nenbezogener Daten durch die Medien

§ 27 Ergänzende Bestimmungen, Rechtsweg

§ 1
Zweck und Anwendungsbereich

(1)  Zweck dieses Kirchengesetzes ist es, den einzel-
nen davor zu schützen, dass er durch den Umgang mit
seinen personenbezogenen Daten in seinem Persön-
lichkeitsrecht beeinträchtigt wird.
(2) Dieses Kirchengesetz gilt für die Erhebung, Ver-
arbeitung und Nutzung personenbezogener Daten
durch die Evangelische Kirche in Deutschland, ihre
Gliedkirchen und ihre gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse sowie die ihnen zugeordneten kirchlichen
und diakonischen Werke und Einrichtungen ohne
Rücksicht auf deren Rechtsform und rechtsfähige
evangelische Stiftungen des bürgerlichen Rechts
(kirchliche Stellen). Die Evangelische Kirche in
Deutschland, ihre Gliedkirchen und ihre gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse haben sicherzustellen, dass
auch in den ihnen organisatorisch zugeordneten Wer-
ken und Einrichtungen dieses Kirchengesetz sowie
Ausführungsbestimmungen und seine ergänzenden
Durchführungsbestimmungen Anwendung finden.
Die Evangelische Kirche in Deutschland und die
Gliedkirchen führen jeweils für ihren Bereich eine
Übersicht über die kirchlichen Werke und Einrichtun-
gen mit eigener Rechtspersönlichkeit, für die dieses
Kirchengesetz gilt. In die Übersicht sind Name, An-
schrift, Rechtsform und Tätigkeitsbereich der kirchli-
chen Werke und Einrichtungen aufzunehmen.
(3)  Dieses Kirchengesetz ist nur eingeschränkt an-
wendbar:
1. auf automatisierte Dateien, die ausschließlich aus

verarbeitungstechnischen Gründen vorübergehend
erstellt und nach ihrer verarbeitungstechnischen
Nutzung automatisch gelöscht werden; insoweit
gelten nur die §§ 6 und 9;

2. auf nicht-automatisierte Dateien, deren personen-
bezogene Daten nicht zur Übermittlung an Dritte
bestimmt sind; insoweit gelten nur die §§ 6, 9, 23
und 25. Werden im Einzelfall personenbezogene
Daten übermittelt, gelten für diesen Einzelfall die
Vorschriften dieses Kirchengesetzes uneinge-
schränkt.

(4) Pfarrer und Pfarrerinnen sowie sonstige kirchliche
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dürfen in Wahrneh-
mung ihres Seelsorgeauftrages eigene Aufzeichnun-
gen führen und verwenden; diese dürfen Dritten nicht
zugänglich sein. Die besonderen Bestimmungen über
den Schutz des Beicht- und Seelsorgegeheimnisses
sowie über die Amtsverschwiegenheit bleiben unbe-
rührt. Das gleiche gilt für die sonstigen Verpflichtun-
gen zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungs- und
Verschwiegenheitspflichten oder von Berufs- oder be-
sonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzli-
chen Vorschriften beruhen.
(5)  Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gehen
denen des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungs-
gesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland
vor, soweit bei der Ermittlung des Sachverhaltes per-
sonenbezogene Daten verarbeitet werden.
(6)  Soweit besondere Regelungen in anderen kirchli-
chen Rechtsvorschriften auf personenbezogene Daten
einschließlich deren Veröffentlichung anzuwenden
sind, gehen sie den Vorschriften dieses Kirchengeset-
zes vor.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1)  Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über
persönliche oder sachliche Verhältnisse einer be-
stimmten oder bestimmbaren natürlichen Person (be-
troffene Person).
(2) Automatisierte Verarbeitung ist die Erhebung,
Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten
unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen. Eine
nicht automatisierte Datei ist jede nicht automatisierte
Sammlung personenbezogener Daten, die gleichartig
aufgebaut und nach bestimmten Merkmalen zugäng-
lich ist und ausgewertet werden kann.
(3)  Erheben ist das Beschaffen von personenbezoge-
nen Daten über die betroffene Person.
(4) Verarbeiten ist das Speichern, Verändern, Über-
mitteln, Sperren und Löschen personenbezogener Da-
ten. Im Einzelnen ist, ungeachtet der dabei angewen-
deten Verfahren:
1. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbe-

wahren personenbezogener Daten auf einem Da-
tenträger zum Zwecke ihrer weiteren Verarbeitung
oder Nutzung,

2. Verändern das inhaltliche Umgestalten gespei-
cherter personenbezogener Daten,

3. Übermitteln das Bekanntgeben von gespeicherten
oder durch Datenverarbeitung gewonnener perso-
nenbezogener Daten an Dritte in der Weise, dass
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a) die Daten an Dritte weitergegeben werden oder
b) Dritte zur Einsicht oder zum Abruf bereitge-

haltene Daten einsehen oder abrufen,
4. Sperren das Kennzeichnen gespeicherter perso-

nenbezogener Daten, um ihre weitere Verarbei-
tung oder Nutzung einzuschränken,

5. Löschen das Unkenntlichmachen gespeicherter
personenbezogener Daten.

(5)  Nutzen ist jede Verwendung personenbezogener
Daten, soweit es sich nicht um Verarbeitung handelt.
(6)  Anonymisieren ist das Verändern personenbezo-
gener Daten derart, dass die Einzelangaben über per-
sönliche oder sachliche Verhältnisse nicht mehr oder
nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an
Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer betroffenen Person
zugeordnet werden können.
(7)  Pseudonymisieren ist das Ersetzen des Namens
und anderer Identifikationsmerkmale durch ein Kenn-
zeichen zu dem Zweck, die Bestimmung der betroffe-
nen Person auszuschließen oder wesentlich zu er-
schweren.
(8)  Verantwortliche Stelle ist jede Person oder Stelle,
die personenbezogene Daten für sich selbst erhebt,
verarbeitet oder nutzt oder dies durch andere im Auf-
trag vornehmen lässt.
(9)  Empfänger ist jede Person oder Stelle, die perso-
nenbezogene Daten erhält.
(10) Dritte sind Personen und Stellen außerhalb der
verantwortlichen Stelle. Dritte sind nicht die betroffe-
ne Person sowie diejenigen Personen und Stellen, die
im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes personen-
bezogene Daten im Auftrag erheben, verarbeiten oder
nutzen.
(11) Besondere Arten personenbezogener Daten sind
Angaben über rassische und ethnische Herkunft, po-
litische Meinungen, religiöse und weltanschauliche
Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, Ge-
sundheit oder Sexualleben. Dazu gehört nicht die Zu-
gehörigkeit zu einer Kirche oder sonstigen Religions-
gemeinschaft.
(12)  Mobile personenbezogene Speicher- und Bear-
beitungsmedien sind Datenträger,
1. die an den Betroffenen ausgegeben werden,
2. auf denen personenbezogene Daten über die Spei-

cherung hinaus durch die ausgebende Stelle oder
eine andere Stelle automatisiert verarbeitet werden
können und

3. bei denen der Betroffene diese Verarbeitung nur
durch den Gebrauch des Mediums beeinflussen
kann.

(13)  Beschäftigte sind:
1. in einem Pfarrdienst- oder in einem kirchlichen

Beamtenverhältnis stehende Personen,
2. Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen,
3. zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte,

4. Teilnehmende an Leistungen zur Teilhabe am Ar-
beitsleben sowie an Abklärungen der beruflichen
Eignung oder Arbeitserprobungen (Rehabilitatio-
nen),

5. Beschäftigte in anerkannten Werkstätten für be-
hinderte Menschen,

6. nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz, oder in
vergleichbaren Diensten, Beschäftigte,

7. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Un-
selbstständigkeit als arbeitnehmerähnliche Perso-
nen anzusehen sind,

8. Bewerbende für ein Beschäftigungsverhältnis so-
wie Personen, deren Beschäftigungsverhältnis be-
endet ist.

(14)  Sicherheit beim Einsatz von Informationstechnik
(IT-Sicherheit) umfasst den Schutz der mit Informa-
tionstechnik erhobenen und verarbeiteten Daten ins-
besondere vor unberechtigtem Zugriff, vor unerlaub-
ten Änderungen und vor der Gefahr des Verlustes, um
deren Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit zu
gewährleisten.

§ 2a
Datenvermeidung und Datensparsamkeit

Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personen-
bezogener Daten und die Auswahl und Gestaltung von
Datenverarbeitungssystemen sind an dem Ziel auszu-
richten, so wenig personenbezogene Daten wie mög-
lich zu erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen. Insbe-
sondere sind personenbezogene Daten zu anonymi-
sieren oder zu pseudonymisieren, soweit dies nach
dem Verwendungszweck möglich ist und keinen im
Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck unver-
hältnismäßigen Aufwand erfordert.

§ 3
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung

Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personen-
bezogener Daten sind nur zulässig, wenn dieses Ge-
setz oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder
anordnet oder soweit die betroffene Person eingewil-
ligt hat.

§ 3a
Einwilligung der Betroffenen

(1) Die Einwilligung der Betroffenen ist nur wirksam,
wenn sie auf deren freier Entscheidung beruht. Sie
sind auf den vorgesehenen Zweck der Erhebung, Ver-
arbeitung oder Nutzung sowie, soweit nach den Um-
ständen des Einzelfalles erforderlich oder auf Verlan-
gen, auf die Folgen der Verweigerung der Einwilli-
gung hinzuweisen. Die Einwilligung bedarf der
Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstände
eine andere Form angemessen ist. Soll die Einwilli-
gung zusammen mit anderen Erklärungen schriftlich
erteilt werden, ist die Einwilligungserklärung im äu-
ßeren Erscheinungsbild der Erklärung hervorzuheben.
(2) Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt
ein besonderer Umstand im Sinne von Absatz 1
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Satz 3 auch dann vor, wenn durch die Schriftform der
bestimmte Forschungszweck erheblich beeinträchtigt
würde. In diesem Fall sind der Hinweis nach Absatz 1
Satz 2 und die Gründe, aus denen sich die erhebliche
Beeinträchtigung des bestimmten Forschungszwecks
ergibt, schriftlich festzuhalten.
(3)  Soweit besondere Arten personenbezogener Da-
ten nach § 2 Absatz 11 erhoben, verarbeitet oder ge-
nutzt werden, muss sich die Einwilligung darüber hin-
aus ausdrücklich auf diese Daten beziehen.

§ 4
Datenerhebung

(1)  Das Erheben personenbezogener Daten ist zuläs-
sig, wenn ihre Kenntnis zur Erfüllung der Aufgaben
der verantwortlichen kirchlichen Stelle erforderlich
ist.
(2)  Personenbezogene Daten sind bei der betroffenen
Person zu erheben. Ohne ihre Mitwirkung dürfen sie
nur erhoben werden, wenn
1. eine kirchliche oder staatliche Rechtsvorschrift

dies vorsieht, zwingend voraussetzt oder
2. die Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages die

Erhebung erfordert und keine Anhaltspunkte dafür
bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Inte-
ressen verletzt werden, sofern
a) die zu erfüllende Aufgabe ihrer Art nach eine

Erhebung bei anderen Personen oder kirchli-
chen Stellen erforderlich macht oder

b) die Erhebung bei der betroffenen Person einen
unverhältnismäßigen Aufwand erforderte oder

c) die betroffene Person einer durch Rechtsvor-
schrift festgelegten Auskunftspflicht nicht
nachgekommen und über die beabsichtigte Er-
hebung der Daten unterrichtet worden ist.

(3)  Werden personenbezogene Daten bei der betrof-
fenen Person erhoben, so ist sie auf Verlangen über
den Erhebungszweck, über die Rechtsvorschrift, die
zur Auskunft verpflichtet, und über die Folgen der
Verweigerung von Angaben aufzuklären.
(4)  Werden personenbezogene Daten statt bei der be-
troffenen Person bei einer nicht-kirchlichen oder
nicht-öffentlichen Stelle erhoben, so ist die Stelle auf
die Rechtsvorschrift, die zur Auskunft verpflichtet,
sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuwei-
sen.
(5)  Das Erheben besonderer Arten personenbezoge-
ner Daten nach § 2 Absatz 11 ist nur zulässig, soweit
1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht,
2. der Betroffene nach Maßgabe des § 3 a Absatz 3

eingewilligt hat,
3. dies zum Schutze lebenswichtiger Interessen der

betroffenen Person oder Dritter erforderlich ist, so-
fern die betroffene Person aus physischen oder
rechtlichen Gründen außerstande ist, ihre Einwil-
ligung zu geben,

4. es sich um Daten handelt, die die betroffene Person

offenkundig öffentlich gemacht hat,
5. Grund zu der Annahme besteht, dass andernfalls

die Wahrnehmung des Auftrages der Kirche oder
die Glaubwürdigkeit ihres Dienstes ernsthaft ge-
fährdet würde,

6. dies zum Zweck der Gesundheitsvorsorge, der me-
dizinischen Diagnostik, der Gesundheitsversor-
gung oder Behandlung oder für die Verwaltung
von Gesundheitsdiensten erforderlich ist und die
Verarbeitung dieser Daten durch ärztliches Perso-
nal oder durch sonstige Personen erfolgt, die einer
entsprechenden Geheimhaltungspflicht unterlie-
gen, oder

7. dies zur Durchführung wissenschaftlicher For-
schung erforderlich ist, das wissenschaftliche In-
teresse an der Durchführung des Forschungsvor-
habens das Interesse der betroffenen Person an
dem Ausschluss der Erhebung erheblich überwiegt
und der Zweck der Forschung auf andere Weise
nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand
erreicht werden kann.

§ 5
Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung

(1) Das Speichern, Verändern oder Nutzen personen-
bezogener Daten ist zulässig, wenn es zur Erfüllung
der in der Zuständigkeit der verantwortlichen kirchli-
chen Stelle liegenden Aufgabe erforderlich ist und es
für die Zwecke erfolgt, für die die Daten erhoben wor-
den sind. Ist keine Erhebung vorausgegangen, dürfen
die Daten nur für die Zwecke geändert oder genutzt
werden, für die sie gespeichert worden sind.
(2)  Das Speichern, Verändern oder Nutzen für andere
Zwecke ist nur zulässig, wenn
1. eine kirchliche Rechtsvorschrift dies vorsieht oder

zwingend voraussetzt,
2. eine staatliche Rechtsvorschrift dies vorsieht und

kirchliche Interessen nicht entgegenstehen,
3. die betroffene Person eingewilligt hat,
4. offensichtlich ist, dass es im Interesse der betrof-

fenen Person liegt, und kein Grund zu der Annah-
me besteht, dass sie in Kenntnis des anderen Zwe-
ckes ihre Einwilligung verweigern würde,

5. Angaben der betroffenen Person überprüft werden
müssen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für deren
Unrichtigkeit bestehen,

6. die Daten aus allgemein zugänglichen Quellen ent-
nommen werden können oder die verantwortliche
kirchliche Stelle sie veröffentlichen dürfte, es sei
denn, dass das schutzwürdige Interesse der betrof-
fenen Person an dem Ausschluss der Zweckände-
rung offensichtlich überwiegt,

7. Grund zu der Annahme besteht, dass andernfalls
die Wahrnehmung des Auftrages der Kirche ge-
fährdet würde,

8. es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträch-
tigung der Rechte einer anderen Person erforder-
lich ist oder
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9. es zur Durchführung wissenschaftlicher For-
schung erforderlich ist, das wissenschaftliche In-
teresse an der Durchführung des Forschungsvor-
habens das Interesse der betroffenen Person an
dem Ausschluss der Zweckänderung erheblich
überwiegt und der Zweck der Forschung auf ande-
re Weise nicht oder nur mit unverhältnismäßigem
Aufwand erreicht werden kann.

(3) Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwe-
cke liegt nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung von
Visitations-, Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der
Rechnungsprüfung, der Revision oder der Durchfüh-
rung von Organisationsuntersuchungen für die ver-
antwortliche kirchliche Stelle dient. Das gilt auch für
die Verarbeitung oder Nutzung zu Ausbildungs- und
Prüfungszwecken durch die verantwortliche kirchli-
che Stelle, soweit nicht überwiegende schutzwürdige
Interessen der betroffenen Person entgegenstehen.
(4)  Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu
Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensiche-
rung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen
Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert
werden, dürfen nur für diese Zwecke verwendet wer-
den.
(5)  Das Speichern, Verändern oder Nutzen von be-
sonderen Arten personenbezogener Daten nach § 2
Absatz 11 für andere Zwecke ist nur zulässig, wenn
1. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Erhebung

nach § 4 Absatz 5 Nr. 1 bis 5 zuließen oder
2. dies zur Durchführung wissenschaftlicher For-

schung erforderlich ist, das kirchliche Interesse an
der Durchführung des Forschungsvorhabens das
Interesse der betroffenen Person an dem Aus-
schluss der Zweckänderung erheblich überwiegt
und der Zweck der Forschung auf andere Weise
nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand
erreicht werden kann. 2Bei dieser Abwägung ist im
Rahmen des kirchlichen Interesses das wissen-
schaftliche Interesse an dem Forschungsvorhaben
besonders zu berücksichtigen.

§ 6
Datengeheimnis

Den mit dem Umgang von Daten betrauten Personen
ist untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu er-
heben, zu verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheim-
nis). Diese Personen sind – soweit sie nicht aufgrund
anderer kirchlicher Bestimmungen zur Verschwiegen-
heit verpflichtet wurden – bei der Aufnahme ihrer Tä-
tigkeit auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Das
Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer
Tätigkeit fort.

§ 7
Unabdingbare Rechte der betroffenen Person

(1)  Die Rechte der betroffenen Person auf Auskunft
(§ 15) und auf Berichtigung, Löschung oder Sperrung
von Daten (§ 16) können nicht durch Rechtsgeschäft
ausgeschlossen oder beschränkt werden.

(2) Sind die Daten der betroffenen Person automati-
siert in der Weise gespeichert, dass mehrere Stellen
speicherungsberechtigt sind, und ist die betroffene
Person nicht in der Lage, festzustellen, welche Stelle
die Daten gespeichert hat, so kann sie sich an jede die-
ser Stellen wenden. Diese ist verpflichtet, das Vor-
bringen der betroffenen Person an die Stelle, die die
Daten gespeichert hat, weiterzuleiten. Die betroffene
Person ist über die Weiterleitung und jene Stelle zu
unterrichten.
(3)  Personenbezogene Daten über die Ausübung eines
Rechts der betroffenen Person, das sich aus diesem
Kirchengesetz oder aus einer anderen kirchlichen Vor-
schrift über den Datenschutz ergibt, dürfen nur zur Er-
füllung der sich aus der Ausübung des Rechts erge-
benden Pflicht der verantwortlichen Stelle verwendet
werden.

§ 7a
Videobeobachtung und Videoaufzeichnung

(Videoüberwachung)
(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher und be-
sonders gefährdeter nicht öffentlich zugänglicher Be-
reiche innerhalb und außerhalb von Dienstgebäuden
mit optisch-elektronischen Einrichtungen (Videobeo-
bachtung) ist nur zulässig, soweit sie in Ausübung des
Hausrechts der kirchlichen Stelle
1. zum Schutz von Personen und Sachen oder
2. zur Überwachung von Zugangsberechtigungen
erforderlich ist und keine Anhaltspunkte dafür beste-
hen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen
überwiegen. Während der Gottesdienste ist eine Vi-
deoüberwachung unzulässig.
(2) Die nach Absatz 1 erhobenen Daten dürfen nur ge-
speichert werden (Videoaufzeichnung), wenn Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, dass mit einer Ver-
letzung der Rechtsgüter nach Absatz 1 künftig zu rech-
nen ist und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass
schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwie-
gen. Eine weitere Verarbeitung der erhobenen Daten
ist zulässig für den Zweck, für den sie erhoben wurden.
Für einen anderen Zweck ist sie nur zulässig, soweit
dies zur Verfolgung von Straftaten oder zur Abwehr
von Gefahren für Leib, Leben oder Freiheit einer Per-
son oder für bedeutende Sach- oder Vermögenswerte
erforderlich ist.
(3)  Videobeobachtung und Videoaufzeichnung sowie
die verantwortliche Stelle sind durch geeignete Maß-
nahmen für die Betroffenen erkennbar zu machen, so-
weit dies nicht offensichtlich ist.
(4) Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten
einer bestimmten Person zugeordnet und verarbeitet,
so ist diese über die jeweilige Verarbeitung zu be-
nachrichtigen. Von der Benachrichtigung kann abge-
sehen werden
1. solange das öffentliche Interesse an der Strafver-

folgung das Recht auf Benachrichtigung der be-
troffenen Person erheblich überwiegt oder
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2. wenn die Benachrichtigung im Einzelfall einen un-
verhältnismäßigen Aufwand erfordert.

(5) Aufzeichnungen einschließlich Kopien und daraus
gefertigte Unterlagen sind spätestens nach einer Wo-
che zu löschen oder zu vernichten, soweit sie zum Er-
reichen des verfolgten Zwecks nicht mehr zwingend
erforderlich sind. Sie sind unverzüglich zu löschen,
soweit schutzwürdige Interessen der Betroffenen einer
weiteren Speicherung entgegenstehen.
(6) § 9 Absatz 1 findet Anwendung. Wird Videoüber-
wachung eingesetzt, sind technische und organisato-
rische Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind zu ge-
währleisten, dass
1. nur Befugte die durch Videoüberwachung erhobe-

nen Daten zur Kenntnis nehmen können (Vertrau-
lichkeit),

2. die durch Videoüberwachung erhobenen Daten bei
der Verarbeitung unverfälscht, vollständig und wi-
derspruchsfrei bleiben (Integrität),

3. die durch Videoüberwachung erhobenen Daten
zeitgerecht zur Verfügung stehen und ordnungs-
gemäß verarbeitet werden können (Verfügbarkeit),

4. die durch Videoüberwachung erhobenen Daten ih-
rem Ursprung zugeordnet werden können (Au-
thentizität),

5. festgestellt werden kann, wer wann welche durch
Videoüberwachung erhobenen Daten in welcher
Weise verarbeitet hat (Revisionsfähigkeit).

(7) Die datenverarbeitende Stelle legt in einer laufend
auf dem neuesten Stand zu haltenden Dokumentation
fest:
1. den Namen und die Anschrift der datenverarbei-

tenden Stelle,
2. den Zweck der Videoüberwachung,
3. die Rechtsgrundlage der Videoüberwachung,
4. den Kreis der Betroffenen,
5. den Personenkreis, der Zugang zu den durch Vi-

deoüberwachung erhobenen Daten erhält,
6. die Abwägung der mit der Videoüberwachung

verfolgten Ziele mit den mit der Videoüberwa-
chung konkret verbundenen Gefahren für die
Rechte der Betroffenen,

7. die technischen und organisatorischen Maßnah-
men nach Absatz 6,

8. die Art der Geräte, ihren Standort und den räum-
lichen Überwachungsbereich,

9. die Art der Überwachung,
10. die Dauer der Überwachung.
Die datenverarbeitende Stelle kann die Angaben nach
Satz 1 für mehrere gleichartige Videoüberwachungen
in einer Dokumentation zusammenfassen. Die Be-
triebsbeauftragten und örtlichen Beauftragten führen
die Dokumentation und halten sie zur Einsicht bereit.
Die Dokumentationen können bei der kirchlichen
Stelle von jeder Person eingesehen werden; für die
Angaben nach Satz 1 Nr. 7 und 8 gilt dies nur, soweit

die Sicherheit der Videoüberwachung nicht beein-
trächtigt wird.
(8)  Die Videoüberwachung ist mindestens alle zwei
Jahre auf ihre weitere Erforderlichkeit zu überprüfen.
(9)  Beim Einsatz von Videokamera-Attrappen finden
die Absätze 1, 3 und 8 entsprechende Anwendung.

§ 7b
Mobile personenbezogene Speicher- und

Bearbeitungsmedien
(1) Die Stelle, die ein mobiles personenbezogenes
Speicher- und Verarbeitungsmedium ausgibt oder ein
Verfahren zur automatisierten Verarbeitung personen-
bezogener Daten, das ganz oder teilweise auf einem
solchen Medium abläuft, auf das Medium aufbringt,
ändert oder hierzu bereithält, muss die betroffene Per-
son
1. über ihre Identität und Anschrift,
2. in allgemein verständlicher Form über die Funk-

tionsweise des Mediums einschließlich der Art
der zu verarbeitenden personenbezogenen Daten,

3. darüber, wie sie ihre Rechte nach den §§ 15, 15a
und 16 ausüben kann, und

4. über die bei Verlust oder Zerstörung des Medi-
ums zu treffenden Maßnahmen

unterrichten, soweit die betroffene Person nicht bereits
Kenntnis erlangt hat.
(2) Die nach Absatz 1 verpflichtete Stelle hat dafür
Sorge zu tragen, dass die zur Wahrnehmung des Aus-
kunftsrechts erforderlichen Geräte oder Einrichtungen
in angemessenem Umfang zum unentgeltlichen Ge-
brauch zur Verfügung stehen.
(3) Kommunikationsvorgänge, die auf dem Medium
eine Datenverarbeitung auslösen, müssen für die be-
troffene Person eindeutig erkennbar sein.

§ 8
Schadensersatz durch kirchliche Stellen

(1) Fügt eine kirchliche Stelle der betroffenen Person
durch eine nach den Vorschriften dieses Kirchenge-
setzes oder nach anderen kirchlichen Vorschriften
über den Datenschutz unzulässige oder unrichtige au-
tomatisierte Verarbeitung ihrer personenbezogenen
Daten einen Schaden zu, ist sie der betroffenen Person
zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens ver-
pflichtet. Für die Verarbeitung der von staatlichen
oder kommunalen Stellen sowie von Sozialleistungst-
rägern übermittelten personenbezogenen Daten durch
kirchliche Stellen, die nicht privatrechtlich organisiert
sind, gilt diese Verpflichtung zum Schadensersatz un-
abhängig von einem Verschulden; bei einer schweren
Verletzung des Persönlichkeitsrechts ist der betroffe-
nen Person der Schaden, der nicht Vermögensschaden
ist, angemessen in Geld zu ersetzen.
(2) Die Ansprüche nach Absatz 1 Satz 2 sind insge-
samt bis zu einem Betrag in Höhe von 130 000 Euro
begrenzt. Ist aufgrund desselben Ereignisses an meh-
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rere Personen Schadensersatz zu leisten, der insgesamt
den Höchstbetrag von 130 000 Euro übersteigt, so
verringern sich die einzelnen Schadensersatzleistun-
gen in dem Verhältnis, in dem ihr Gesamtbetrag zum
Höchstbetrag steht.
(3)  Sind bei einer automatisierten Verarbeitung meh-
rere Stellen speicherungsberechtigt und ist die geschä-
digte Person nicht in der Lage, die speichernde Stelle
festzustellen, so haftet jede dieser Stellen.
(4)  Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamt-
schuldner im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches.
(5)  Auf das Mitverschulden der betroffenen Person ist
§ 254 des Bürgerlichen Gesetzbuches und auf die Ver-
jährung sind die Verjährungsfristen des Bürgerlichen
Gesetzbuches entsprechend anzuwenden.
(6)  Macht eine betroffene Person gegenüber einer
kirchlichen Stelle einen Anspruch auf Schadensersatz
wegen einer nach diesem Kirchengesetz oder anderen
Vorschriften über den Datenschutz unzulässigen oder
unrichtigen automatisierten Datenverarbeitung gel-
tend und ist streitig, ob der Schaden die Folge eines
von der verantwortlichen Stelle zu vertretenden Um-
standes ist, so trifft die Beweislast die verantwortliche
Stelle.
(7)  Vorschriften, nach denen Ersatzpflichtige in wei-
terem Umfang als nach dieser Vorschrift haften oder
nach denen andere für den Schaden verantwortlich
sind, bleiben unberührt.

§ 9
Technische und organisatorische Maßnahmen,

IT-Sicherheit
(1) Kirchliche Stellen, die selbst oder im Auftrag per-
sonenbezogene Daten erheben, verarbeiten oder nut-
zen, haben die technischen und organisatorischen
Maßnahmen zu treffen, die erforderlich sind, um die
Ausführung der Vorschriften dieses Kirchengesetzes,
insbesondere die in der Anlage zu diesem Kirchenge-
setz genannten Anforderungen, zu gewährleisten. Er-
forderlich sind Maßnahmen, deren Aufwand in einem
angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten
Schutzzweck steht.
(2) Jede kirchliche Stelle ist verpflichtet, IT-Sicherheit
zu gewährleisten. Das Nähere regelt der Rat der EKD
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung der Kir-
chenkonferenz.

§ 9a
Datenschutzaudit

Zur Verbesserung des Datenschutzes und der Daten-
sicherheit können Anbieter von Datenverarbeitungs-
systemen und -programmen und datenverarbeitende
Stellen ihr Datenschutzkonzept sowie ihre techni-
schen Einrichtungen durch geeignete Stellen prüfen
und bewerten lassen sowie das Ergebnis der Prüfung
veröffentlichen. Näheres kann der Rat der EKD durch
Rechtsverordnung regeln.

§ 10
Einrichtung automatisierter Abrufverfahren

(1) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens,
das die Übermittlung personenbezogener Daten durch
Abruf ermöglicht, ist zulässig, soweit dieses Verfah-
ren unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Inte-
ressen der betroffenen Person und des kirchlichen
Auftrags der beteiligten Stellen angemessen ist. Die
Vorschriften über die Zulässigkeit des einzelnen Ab-
rufs bleiben unberührt.
(2)  Die beteiligten kirchlichen Stellen haben zu ge-
währleisten, dass die Zulässigkeit des Abrufverfah-
rens kontrolliert werden kann. Hierzu haben sie
schriftlich festzulegen:
1. Anlass und Zweck des Abrufverfahrens,
2. Dritte, an die übermittelt wird,
3. Art der zu übermittelnden Daten,
4. nach § 9 erforderliche technische und organisato-

rische Maßnahmen.
(3) Über die Einrichtung von Abrufverfahren sind die
jeweils zuständigen Beauftragten für den Datenschutz
nach § 18 sowie die Betriebsbeauftragten oder die ört-
lich Beauftragten für den Datenschutz nach § 22 unter
Mitteilung der Festlegung nach Absatz 2 zu unterrich-
ten. Die Errichtung von automatisierten Abrufverfah-
ren mit nicht-kirchlichen Stellen kann von der Geneh-
migung einer anderen kirchlichen Stelle abhängig ge-
macht werden.
(4) Die Verantwortung für die Zulässigkeit des ein-
zelnen Abrufs trägt die datenempfangende Stelle. Die
speichernde kirchliche Stelle prüft die Zulässigkeit der
Abrufe nur, wenn dazu Anlass besteht. Die speicher-
nde kirchliche Stelle hat zu gewährleisten, dass die
Übermittlung von personenbezogenen Daten zumin-
dest durch geeignete Stichprobenverfahren festgestellt
und überprüft werden kann. Wird ein Gesamtbestand
von personenbezogenen Daten abgerufen oder über-
mittelt (Stapelverarbeitung), so bezieht sich die Ge-
währleistung der Feststellung und Überprüfung nur
auf die Zulässigkeit des Abrufs oder der Übermittlung
des Gesamtbestandes.
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für den Abruf all-
gemein zugänglicher Daten. Allgemein zugänglich
sind Daten, die jedermann, sei es ohne oder nach vor-
heriger Anmeldung, Zulassung oder Entrichtung eines
Entgelts, nutzen kann.

§ 11
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von

personenbezogenen Daten im Auftrag
(1) Werden personenbezogene Daten im Auftrag
durch andere Stellen oder Personen erhoben, verar-
beitet oder genutzt, ist die beauftragende Stelle für die
Einhaltung der Vorschriften dieses Kirchengesetzes
und anderer Vorschriften über den Datenschutz ver-
antwortlich. Die in den §§ 7 und 8 genannten Rechte
sind ihr gegenüber geltend zu machen.
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(2) Die beauftragte Stelle darf die Daten nur innerhalb
der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union erheben,
verarbeiten oder nutzen. Die Evangelische Kirche in
Deutschland kann die Datenerhebung, -verarbeitung
und -nutzung in Staaten außerhalb der Europäischen
Union zulassen, wenn diese ein dem EKD-Daten-
schutzgesetz angemessenes gesetzliches oder vertrag-
lich vereinbartes Datenschutzniveau nachgewiesen
haben.
(3) Die beauftragte Stelle oder Person ist unter beson-
derer Berücksichtigung der Eignung der von ihr ge-
troffenen technischen und organisatorischen Maßnah-
men sorgfältig auszuwählen. Der Auftrag ist schrift-
lich zu erteilen, wobei insbesondere im Einzelnen fest-
zulegen sind:
1. der Gegenstand und die Dauer des Auftrags,
2. der Umfang, die Art und der Zweck der vorgese-

henen Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von
Daten, die Art der Daten und der Kreis der Be-
troffenen,

3. die nach § 9 Absatz 1 zu treffenden technischen
und organisatorischen Maßnahmen sowie ihre
Kontrolle durch den Auftragnehmer,

4. die Berichtigung, Löschung und Sperrung von
Daten,

5. die Verpflichtung der Beschäftigten des Auftrag-
nehmers auf das Datengeheimnis nach § 6,

6. die etwaige Berechtigung zur Begründung von
Unterauftragsverhältnissen,

7. die Kontrollrechte des Auftragsgebers und die
entsprechenden Duldungs- und Mitwirkungs-
pflichten des Auftragnehmers,

8. mitzuteilende Verstöße des Auftragnehmers oder
der bei ihm beschäftigten Personen gegen Vor-
schriften zum Schutz personenbezogener Daten
oder gegen die im Auftrag getroffenen Festle-
gungen,

9. der Umfang der Weisungsbefugnis, die sich der
Auftraggeber gegenüber dem Auftragnehmer
vorbehält,

10. die Rückgabe überlassener Datenträger und die
Löschung beim Auftragnehmer gespeicherter
Daten nach Beendigung des Auftrags.

Der Auftraggeber hat sich vor Beginn der Datenver-
arbeitung und sodann regelmäßig von der Einhaltung
der beim Auftragnehmer getroffenen technischen und
organisatorischen Maßnahmen zu überzeugen. Das
Ergebnis ist zu dokumentieren.
(4) Die beauftragte Stelle oder Person darf die Daten
nur im Rahmen der Weisungen der beauftragenden
Stelle erheben, verarbeiten oder nutzen. Ist sie der An-
sicht, dass eine Weisung der beauftragenden Stelle
gegen dieses Kirchengesetz oder andere Vorschriften
über den Datenschutz verstößt, hat sie die beauftra-
gende Stelle unverzüglich darauf hinzuweisen.
(5)  Sofern die kirchlichen Datenschutzbestimmungen
auf die beauftragte Stelle oder Person keine Anwen-
dung finden, ist die beauftragende Stelle verpflichtet,

sicherzustellen, dass die beauftragte Stelle diese Be-
stimmungen beachtet und sich der Kontrolle kirchli-
cher Datenschutzbeauftragter unterwirft.
(6)  Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend, wenn die
Prüfung oder Wartung automatisierter Verfahren oder
von Datenverarbeitungsanlagen durch andere Stellen
im Auftrag vorgenommen wird und dabei ein Zugriff
auf personenbezogene Daten nicht ausgeschlossen
werden kann.
(7) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse kann bestimmen, dass vor der Be-
auftragung die Genehmigung einer kirchlichen Stelle
einzuholen ist oder Muster-Vereinbarungen zu ver-
wenden sind. Bei der Beauftragung anderer kirchli-
cher Stellen kann in den Rechtsvorschriften von Ab-
satz 3 Satz 2 Nr. 3, 5, 7 und 9 und Satz 4 abgesehen
werden.

§ 12
Datenübermittlung an kirchliche oder

sonstige öffentliche Stellen
(1)  Die Übermittlung von personenbezogenen Daten
an kirchliche Stellen ist zulässig, wenn
1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der über-

mittelnden oder der empfangenden kirchlichen
Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist und

2. die Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 5 vorlie-
gen.

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Über-
mittlung trägt die übermittelnde kirchliche Stelle. Er-
folgt die Übermittlung auf Ersuchen der empfangen-
den kirchlichen Stelle, trägt diese die Verantwortung.
In diesem Falle prüft die übermittelnde kirchliche
Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen
der Aufgaben der datenempfangenden kirchlichen
Stelle liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass zur
Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht.
§ 10 Absatz 4 bleibt unberührt.
(3) Die datenempfangende kirchliche Stelle darf die
übermittelten Daten für den Zweck verarbeiten oder
nutzen, zu dessen Erfüllung sie ihr übermittelt werden.
Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke
ist nur unter den Voraussetzungen des § 5 Absatz 2
zulässig.
(4)  Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Ab-
satz 1 übermittelt werden dürfen, weitere personenbe-
zogene Daten der betroffenen oder einer anderen Per-
son in Akten so verbunden, dass eine Trennung nicht
oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so
ist die Übermittlung auch dieser Daten zulässig, so-
weit nicht berechtigte Interessen der betroffenen oder
einer anderen Person an deren Geheimhaltung offen-
sichtlich überwiegen; eine Nutzung dieser Daten ist
unzulässig.
(5)  Absatz 4 gilt entsprechend, wenn personenbezo-
gene Daten innerhalb einer kirchlichen Stelle weiter-
gegeben werden.
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(6)  Personenbezogene Daten dürfen an Stellen ande-
rer öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften
übermittelt werden, wenn das zur Erfüllung der kirch-
lichen Aufgaben erforderlich ist, die der übermitteln-
den oder der empfangenden Stelle obliegen, und so-
fern sichergestellt ist, dass bei der empfangenden Stel-
le ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen
werden und nicht offensichtlich berechtigte Interessen
der betroffenen Person entgegenstehen.
(7)  Personenbezogene Daten dürfen an Behörden und
sonstige öffentliche Stellen des Bundes, der Länder
und der Gemeinden und der sonstigen Aufsicht des
Bundes oder eines Landes unterstehenden juristischen
Personen des öffentlichen Rechts übermittelt werden,
wenn dies eine Rechtsvorschrift zulässt oder dies zur
Erfüllung der kirchlichen Aufgaben erforderlich ist,
die der übermittelnden Stelle obliegen, und nicht of-
fensichtlich berechtigte Interessen der betroffenen
Person entgegenstehen.
(8) Die datenempfangenden Stellen nach Absatz 6 und
7 dürfen die übermittelten Daten nur für den Zweck
verarbeiten oder nutzen, zu dessen Erfüllung sie ihnen
übermittelt werden. Die übermittelnde Stelle hat sie
darauf hinzuweisen.

§ 13
Datenübermittlung an sonstige Stellen

(1)  Die Übermittlung von personenbezogenen Daten
an sonstige Stellen oder Personen ist zulässig, wenn
1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der über-

mittelnden kirchlichen Stelle liegenden Aufgaben
erforderlich ist und die Voraussetzungen vorlie-
gen, die eine Nutzung nach § 5 zuließen, oder

2. eine Rechtsvorschrift dies zulässt oder
3. die datenempfangenden Stellen oder Personen ein

berechtigtes Interesse an der Kenntnis der zu über-
mittelnden Daten glaubhaft darlegen und die be-
troffene Person kein schutzwürdiges Interesse an
dem Ausschluss der Übermittlung hat,

es sei denn, dass Grund zu der Annahme besteht, dass
durch die Übermittlung die Wahrnehmung des Auf-
trags der Kirche gefährdet würde.
(2)  Das Übermitteln von besonderen Arten personen-
bezogener Daten nach § 2 Absatz 11 ist abweichend
von Satz 1 Nr. 3 nur zulässig, soweit dies zur Gel-
tendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtli-
cher Ansprüche erforderlich ist.
(3)  Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Über-
mittlung trägt die übermittelnde kirchliche Stelle;
durch Kirchengesetz oder durch kirchliche Rechtsver-
ordnung kann die Übermittlung von der Genehmigung
einer anderen kirchlichen Stelle abhängig gemacht
werden.
(4) In den Fällen der Übermittlung nach Absatz 1
Nr. 3 unterrichtet die übermittelnde kirchliche Stelle
die betroffene Person von der Übermittlung ihrer Da-
ten. Dies gilt nicht, wenn damit zu rechnen ist, dass sie
davon auf andere Weise Kenntnis erlangt oder die

Wahrnehmung des Auftrages der Kirche gefährdet
würde.
(5) Die datenempfangenden Stellen und Personen dür-
fen die übermittelten Daten nur für den Zweck verar-
beiten oder nutzen, zu dessen Erfüllung sie ihnen über-
mittelt werden. Die übermittelnde Stelle hat sie darauf
hinzuweisen.

§ 14
Durchführung des Datenschutzes

(1)  Die Evangelische Kirche in Deutschland und die
Gliedkirchen sind jeweils für ihren Bereich für die
Einhaltung eines ausreichenden Datenschutzes ver-
antwortlich.
(2)  Sie haben dafür zu sorgen, dass die ordnungsge-
mäße Anwendung der Datenverarbeitungsprogram-
me, mit deren Hilfe personenbezogene Daten verar-
beitet werden sollen, überwacht wird.

§ 15
Auskunft an die betroffene Person

(1)  Der betroffenen Person ist auf Antrag Auskunft zu
erteilen über
1. die zu ihr gespeicherten Daten, auch soweit sie sich

auf Herkunft oder empfangende Stellen dieser Da-
ten beziehen,

2. die Empfänger oder Kategorien von Empfängern,
an die die Daten weitergegeben werden, und

3. den Zweck der Speicherung.
(2) In dem Antrag soll die Art der personenbezogenen
Daten, über die Auskunft erteilt werden soll, näher
bezeichnet werden. Sind die personenbezogenen Da-
ten in Akten gespeichert, wird die Auskunft nur erteilt,
soweit die betroffene Person Angaben macht, die das
Auffinden der Daten ermöglichen, und der für die Er-
teilung der Auskunft erforderliche Aufwand nicht au-
ßer Verhältnis zu dem geltend gemachten Informati-
onsinteresse steht. Die verantwortliche Stelle be-
stimmt das Verfahren, insbesondere die Form der Aus-
kunftserteilung, nach pflichtgemäßem Ermessen.
(3)  Auskunft kann nicht erteilt werden, soweit die
Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung aufgrund
einer speziellen Rechtsvorschrift oder wegen über-
wiegender berechtigter Interessen Dritter geheim ge-
halten werden müssen und das Interesse der betroffe-
nen Person an der Auskunftserteilung zurücktreten
muss oder wenn durch die Auskunft die Wahrneh-
mung des Auftrags der Kirche gefährdet wird.
(4)  Die Auskunft ist unentgeltlich.

§ 15a
Benachrichtigung

Werden personenbezogene Daten ohne Kenntnis der
betroffenen Person erhoben, so ist diese darüber zu
unterrichten. Dies gilt nicht, wenn
1. die betroffene Person davon auf andere Weise

Kenntnis erlangt hat,
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2. die Unterrichtung einen unverhältnismäßigen Auf-
wand erfordert oder

3. die Speicherung oder Übermittlung der erhobenen
Daten durch Rechtsvorschrift ausdrücklich vorge-
sehen ist.

Die betroffene Person ist auch bei regelmäßigen Über-
mittlungen von Daten über die Empfänger oder Kate-
gorien von Empfängern von Daten zu unterrichten,
soweit sie nicht mit der Übermittlung an diese rechnen
muss.

§ 16
Berichtigung, Löschung und Sperrung von

Daten; Widerspruchsrecht
(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen,
wenn sie unrichtig sind. Wird festgestellt, dass perso-
nenbezogene Daten, die weder automatisiert verarbei-
tet noch in nicht automatisierten Dateien gespeichert
sind, unrichtig sind, oder wird ihre Richtigkeit von der
betroffenen Person bestritten, so ist dies in geeigneter
Weise festzuhalten.
(2)  Personenbezogene Daten, die automatisiert verar-
beitet oder in nicht automatisierten Dateien gespei-
chert sind, sind zu löschen, wenn
1. ihre Speicherung unzulässig ist oder
2. ihre Kenntnis für die verantwortliche Stelle zur Er-

füllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Auf-
gaben nicht mehr erforderlich ist.

(3)  An die Stelle einer Löschung tritt eine Sperrung,
soweit
1. einer Löschung Rechtsvorschriften, satzungsmä-

ßige oder vertragliche Aufbewahrungsfristen ent-
gegenstehen,

2. Grund zu der Annahme besteht, dass durch eine
Löschung schutzwürdige Interessen der betroffe-
nen Personen beeinträchtigt würden oder

3. eine Löschung wegen der besonderen Art der Spei-
cherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig ho-
hem Aufwand möglich ist.

(4)  Personenbezogene Daten, die automatisiert verar-
beitet oder in nicht automatisierten Dateien gespei-
chert sind, sind ferner zu sperren, soweit ihre Richtig-
keit von der betroffenen Person bestritten wird und
sich weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit fest-
stellen lässt.
(4a) Personenbezogene Daten dürfen nicht für eine
automatisierte Verarbeitung oder Verarbeitung in
nicht automatisierten Dateien erhoben, verarbeitet
oder genutzt werden, soweit die betroffene Person
dem bei der verantwortlichen Stelle widerspricht und
eine Prüfung ergibt, dass das schutzwürdige Interesse
der betroffenen Person wegen ihrer besonderen per-
sönlichen Situation das Interesse der verantwortlichen
Stelle an dieser Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung
überwiegt. Satz 1 gilt nicht, wenn eine Rechtsvor-
schrift zur Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung ver-
pflichtet.

(5)  Personenbezogene Daten, die weder automatisiert
verarbeitet noch in einer nicht automatisierten Datei
gespeichert sind, sind zu sperren, wenn die kirchliche
Stelle im Einzelfall feststellt, dass ohne die Sperrung
schutzwürdige Interessen der betroffenen Person be-
einträchtigt würden und die Daten für die Aufgaben-
erfüllung nicht mehr erforderlich sind.
(6)  Gesperrte Daten dürfen ohne Einwilligung der be-
troffenen Person nur übermittelt oder genutzt werden,
wenn
1. es zu wissenschaftlichen Zwecken, zur Behebung

einer bestehenden Beweisnot oder aus sonstigen
im überwiegenden Interesse der verantwortlichen
kirchlichen Stelle oder Dritter liegenden Gründen
unerlässlich ist und

2. die Daten hierfür übermittelt oder genutzt werden
dürften, wenn sie nicht gesperrt wären, und die
Wahrnehmung des kirchlichen Auftrags nicht ge-
fährdet wird.

(7)  Von der Berichtigung unrichtiger Daten, der Sper-
rung bestrittener Daten sowie der Löschung oder Sper-
rung wegen Unzulässigkeit der Speicherung sind die
kirchlichen Stellen zu verständigen, denen im Rahmen
einer regelmäßigen Datenübermittlung diese Daten
zur Speicherung weitergegeben werden, wenn dies zur
Wahrung schutzwürdiger Interessen der betroffenen
Person erforderlich ist.
(8)  Vorschriften der kirchlichen Stellen, die das Ar-
chivwesen betreffen, bleiben unberührt.

§ 17
Anrufung der Beauftragten für den Datenschutz

(1) Jede Person kann sich an den zuständigen Beauf-
tragten oder die zuständige Beauftragte für den Da-
tenschutz wenden, wenn sie der Ansicht ist, bei der
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung ihrer personen-
bezogenen Daten durch kirchliche Stellen in ihren
Rechten verletzt worden zu sein. Für die Erhebung,
Verarbeitung oder Nutzung von personenbezogenen
Daten durch kirchliche Gerichte gilt dies nur, soweit
diese in eigenen Angelegenheiten als Verwaltung tätig
werden.
(2) Niemand darf wegen der Mitteilung von Tatsa-
chen, die geeignet sind, den Verdacht aufkommen zu
lassen, das kirchliche Datenschutzgesetz oder eine an-
dere Rechtsvorschrift über den Datenschutz sei ver-
letzt worden, gemaßregelt oder benachteiligt werden.
Mitarbeitende der kirchlichen Stellen müssen für Mit-
teilungen an die Beauftragten für den Datenschutz
nicht den Dienstweg einhalten.

§ 18
Rechtsstellung der Beauftragten für den

Datenschutz
(1)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, ihre
Gliedkirchen und ihre gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse bestellen je für ihren Bereich Beauftragte für
den Datenschutz, soweit die Wahrnehmung nicht nach
§ 18b Absatz 1 übertragen worden ist.
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(2) Die Amtszeit soll mindestens vier, höchstens acht
Jahre betragen und setzt sich bis zum Amtseintritt der
Nachfolge fort. Die erneute Bestellung ist zulässig.
Die Tätigkeit ist hauptamtlich auszuüben. Nebentä-
tigkeiten sind nur zulässig, soweit dadurch das Ver-
trauen in die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit
nicht gefährdet wird und die Voraussetzungen der
§§ 46 bis 48 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD
erfüllt sind.
(3) Zu Beauftragten für den Datenschutz dürfen nur
Personen bestellt werden, welche die zur Erfüllung
ihrer Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuver-
lässigkeit besitzen. Sie müssen die Befähigung zum
Richteramt oder zum höheren Dienst besitzen. Sie
müssen einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in
Deutschland angehören. Die beauftragte Person ist auf
die gewissenhafte Erfüllung ihrer Amtspflichten und
die Einhaltung der kirchlichen Ordnung zu verpflich-
ten.
(4) Die Beauftragten für den Datenschutz stehen einer
eigenen Behörde vor und sind in Ausübung ihres Am-
tes an Weisungen nicht gebunden und nur dem kirch-
lichen Recht unterworfen. Die Ausübung des Amtes
geschieht in organisatorischer und sachlicher Unab-
hängigkeit. Die Dienstaufsicht ist so zu regeln, dass
dadurch die Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt wird.
In der Ausübung ihres Amtes dürfen sie nicht behin-
dert und wegen ihres Amtes als Beauftragte für den
Datenschutz weder benachteiligt noch begünstigt wer-
den.
(5) Eine Kündigung von Beauftragten für den Daten-
schutz im Arbeitsverhältnis ist während der Amtszeit
nur zulässig, soweit Tatsachen vorliegen, die zu einer
Kündigung aus wichtigem Grund berechtigen. Dies
gilt für den Zeitraum von einem Jahr nach Beendigung
des Amtes entsprechend.
(6)  Beauftragte für den Datenschutz im Kirchenbeam-
tenverhältnis können innerhalb der Amtszeit nur ent-
lassen werden, wenn die Voraussetzungen der §§ 76,
77, 79 oder § 80 des Kirchenbeamtengesetzes der
EKD vorliegen oder ein Disziplinargericht auf Ent-
fernung aus dem Dienst erkennt.
(7) Den Beauftragten für den Datenschutz wird die für
die Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige Sach- und
Personalausstattung zur Verfügung gestellt. Die Haus-
haltsmittel sind im Haushaltsplan gesondert auszu-
weisen. Die Besetzungen der Personalstellen erfolgen
im Einvernehmen mit den Beauftragten für den Da-
tenschutz. Die Mitarbeitenden unterstehen der Dienst-
und Fachaufsicht der Beauftragten für den Daten-
schutz und können, falls sie mit der beabsichtigten
Maßnahme nicht einverstanden sind, nur im Einver-
nehmen mit den Beauftragten für den Datenschutz
versetzt, abgeordnet oder umgesetzt werden.
(8) Die Beauftragten für den Datenschutz treffen die
Entscheidung über Aussagegenehmigungen für sich
und ihre Mitarbeitenden in eigener Verantwortung.
Die Beauftragten für den Datenschutz gelten als obers-
te Aufsichtsbehörde im Sinne des § 99 Verwaltungs-
gerichtsordnung.

(9) Die Beauftragten für den Datenschutz bestellen aus
dem Kreis ihrer Mitarbeitenden Vertreter oder Ver-
treterinnen. Dies können daneben auch Beauftragte für
den Datenschutz anderer Gliedkirchen oder der oder
die Beauftragte für den Datenschutz der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland sein.
(10) Beauftragte für den Datenschutz und ihre Mitar-
beitenden sind verpflichtet, über die ihnen amtlich be-
kanntgewordenen Angelegenheiten Verschwiegen-
heit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im
dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offen-
kundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Ge-
heimhaltung bedürfen. Die Verpflichtung besteht auch
nach Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnis-
ses. Beauftragte für den Datenschutz und ihre Mitar-
beitenden dürfen, auch wenn sie nicht mehr im Amt
sind, über Angelegenheiten, die der Verschwiegenheit
unterliegen, ohne Genehmigung ihrer Dienstherren
weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen
oder Erklärungen abgeben.

§ 18a
Der oder die Beauftragte für den Datenschutz

der Evangelischen Kirche in Deutschland
Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland be-
stellt für den Bereich der Evangelischen Kirche in
Deutschland und ihres Evangelischen Werkes für Di-
akonie und Entwicklung sowie für die gesamtkirchli-
chen Werke und Einrichtungen eine oder einen Be-
auftragten für den Datenschutz.

§ 18b
Beauftragte für den Datenschutz der

Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in
Deutschland

(1)  Die Gliedkirchen der EKD und ihre gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse bestellen einzeln oder ge-
meinschaftlich Beauftragte für den Datenschutz, so-
weit deren Aufgaben nicht dem oder der Beauftragten
für den Datenschutz der Evangelischen Kirche in
Deutschland übertragen werden.
(2)  Die Gliedkirchen der EKD können bestimmen,
dass für ihren diakonischen Bereich besondere Beauf-
tragte für den Datenschutz bestellt werden.

§ 19
Aufgaben der Beauftragten für den Datenschutz

(1)  Beauftragte für den Datenschutz wachen über die
Einhaltung der Vorschriften über den Datenschutz.
(2)  Werden personenbezogene Daten in Akten verar-
beitet oder genutzt, prüfen sie die Erhebung, Verar-
beitung oder Nutzung insbesondere, wenn betroffene
Personen ihnen hinreichende Anhaltspunkte dafür
darlegen, dass sie dabei in ihren Rechten verletzt wor-
den sind, oder den Beauftragten für den Datenschutz
hinreichende Anhaltspunkte für eine derartige Verlet-
zung vorliegen.
(3)  Beauftragte für den Datenschutz können Empfeh-
lungen zur Verbesserung des Datenschutzes geben
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und kirchliche Stellen in Fragen des Datenschutzes
beraten.
(4)  Auf Anforderung der kirchenleitenden Organe ha-
ben die Beauftragten für den Datenschutz Gutachten
zu erstatten und Stellungnahmen zu Rechtsetzungs-
vorhaben, die sich auf den Schutz von personenbezo-
genen Daten auswirken, abzugeben.
(5)  Die Beauftragten für den Datenschutz berichten
mindestens alle zwei Jahre den kirchenleitenden Or-
ganen über ihre Tätigkeit.
(6) Die in § 1 bezeichneten kirchlichen Stellen sind
verpflichtet, die Beauftragten für den Datenschutz bei
der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen. Auf
Verlangen ist ihnen Auskunft sowie Einsicht in alle
Unterlagen und Akten über die Erhebung, Verarbei-
tung und Nutzung personenbezogener Daten zu geben,
insbesondere in die gespeicherten Daten und in die
Datenverarbeitungsprogramme; ihnen ist jederzeit
Zutritt zu allen Diensträumen zu gewähren.
(7)  Kirchliche Gerichte unterliegen der Prüfung der
Beauftragten für den Datenschutz nur, soweit sie in
eigenen Angelegenheiten als Verwaltung tätig wer-
den.
(8)  Der Prüfung durch die Beauftragten für den Da-
tenschutz unterliegen nicht:
1. personenbezogene Daten, die dem Beicht- und

Seelsorgegeheimnis unterliegen,
2. personenbezogene Daten, die dem Post- und Fern-

meldegeheimnis unterliegen,
3. personenbezogene Daten, die dem Arztgeheimnis

unterliegen,
4. personenbezogene Daten in Personalakten,
wenn die betroffene Person der Prüfung der auf sie
bezogenen Daten im Einzelfall zulässigerweise ge-
genüber den Beauftragten für den Datenschutz wider-
spricht.
(9) Die Beauftragten für den Datenschutz teilen das
Ergebnis der Prüfung der zuständigen kirchlichen
Stelle mit. Damit können Vorschläge zur Verbesse-
rung des Datenschutzes, insbesondere zur Beseitigung
von festgestellten Mängeln bei der Verarbeitung oder
Nutzung personenbezogener Daten, verbunden sein. §
20 bleibt unberührt.
(10) Die Beauftragten für den Datenschutz arbeiten
zusammen. Sie haben die einheitliche Anwendung
und Durchsetzung des kirchlichen Datenschutzrechtes
sicherzustellen. Sie sollen mit den staatlichen Beauf-
tragten Erfahrungen austauschen.

§ 20
Beanstandungsrecht der Beauftragten

für den Datenschutz
(1)  Stellen Beauftragte für den Datenschutz Verstöße
gegen die Datenschutzbestimmungen oder sonstige
Mängel bei der Verwendung personenbezogener Da-
ten fest, so beanstanden sie dies gegenüber den zu-
ständigen kirchlichen Stellen und fordern zur Stel-

lungnahme innerhalb einer von ihnen zu bestimmen-
den Frist auf.
(2)  Der oder die Beauftragte für den Datenschutz kann
von einer Beanstandung absehen oder auf eine Stel-
lungnahme verzichten, insbesondere wenn es sich um
unerhebliche oder inzwischen beseitigte Mängel han-
delt.
(3) Mit der Beanstandung kann der oder die Beauf-
tragte für den Datenschutz Vorschläge zur Beseiti-
gung der Mängel und zur sonstigen Verbesserung des
Datenschutzes verbinden. Wird der Beanstandung
nicht abgeholfen, so ist der oder die Beauftragte für
den Datenschutz befugt, sich an das jeweilige kirchen-
leitende Organ zu wenden.
(4)  Die gemäß Absatz 1 abzugebende Stellungnahme
soll auch eine Darstellung der Maßnahmen enthalten,
die aufgrund der Beanstandung von den kirchlichen
Stellen getroffen worden sind.

§ 21
Meldepflicht

(1)  Verfahren automatisierter Verarbeitungen sind
vor ihrer Inbetriebnahme von den kirchlichen Stellen
dem oder der nach § 18 Absatz 1 Beauftragten für den
Datenschutz nach Maßgabe von § 21a zu melden.
(2)  Die Meldepflicht entfällt, wenn die kirchliche
Stelle eine oder einen nach § 22 Absatz 1 Beauftragten
bestellt hat oder bei ihr in der Regel höchstens neun
Personen ständig mit der Erhebung, Verarbeitung oder
Nutzung personenbezogener Daten beschäftigt sind.
(3) Soweit automatisierte Verarbeitungen besondere
Risiken für die Rechte und Freiheiten der Betroffenen
aufweisen, unterliegen sie der Prüfung vor Beginn der
Verarbeitung (Vorabkontrolle). Eine Vorabkontrolle
ist insbesondere durchzuführen, wenn
1. besondere Arten personenbezogener Daten (§ 2

Absatz 11) verarbeitet werden oder
2. die Verarbeitung personenbezogener Daten dazu

bestimmt ist, die Persönlichkeit der betroffenen
Person zu bewerten einschließlich ihrer Fähigkei-
ten, ihrer Leistung oder ihres Verhaltens,

es sei denn, dass eine gesetzliche Verpflichtung oder
eine Einwilligung der betroffenen Person vorliegt oder
die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung für die Be-
gründung, Durchführung oder Beendigung eines
rechtsgeschäftlichen oder rechtsgeschäftsähnlichen
Schuldverhältnisses mit der betroffenen Person erfor-
derlich ist.
(4) Zuständig für die Vorabkontrolle sind die nach
§ 22 Absatz 1 Beauftragten. Diese haben sich in Zwei-
felsfällen an die nach § 18 Beauftragten für den Da-
tenschutz zu wenden.

§ 21a
Inhalt der Meldepflicht

Sofern Verfahren automatisierter Verarbeitungen
meldepflichtig sind, sind folgende Angaben zu ma-
chen:
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1. Name und Anschrift der verantwortlichen Stelle
sowie Namen der mit der Leitung der Datenverar-
beitung beauftragten Personen,

2. Zweckbestimmungen der Datenerhebung, -verar-
beitung oder -nutzung,

3. eine Beschreibung der betroffenen Personengrup-
pen und der diesbezüglichen Daten oder Datenka-
tegorien,

4. Empfänger oder Kategorien von Empfängern, de-
nen die Daten mitgeteilt werden können,

5. Regelfristen für die Löschung der Daten,
6. eine geplante Datenübermittlung in Drittstaaten,
7. Rechtsgrundlage der Verarbeitung,
8. eine allgemeine Beschreibung, die es ermöglicht,

vorläufig zu beurteilen, ob die Maßnahmen nach
§ 9 Absatz 1 zur Gewährleistung der Sicherheit der
Verarbeitung angemessen sind.

§ 21 Absatz 1 gilt für die Änderung der nach Satz 1
mitgeteilten Angaben sowie für den Zeitpunkt der
Aufnahme und der Beendigung der meldepflichtigen
Tätigkeit entsprechend.

§ 22
Betriebsbeauftragte und örtlich Beauftragte

für den Datenschutz
(1) Bei kirchlichen Werken und Einrichtungen mit ei-
gener Rechtspersönlichkeit sind Betriebsbeauftragte,
bei den übrigen kirchlichen Stellen sind örtlich Be-
auftragte für den Datenschutz schriftlich zu bestellen,
wenn in der Regel mehr als neun Personen ständig mit
der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personen-
bezogener Daten beschäftigt sind. Die Bestellung
kann sich auf mehrere Werke, Einrichtungen und
kirchliche Körperschaften erstrecken. Die Vertretung
ist zu regeln.
(2)  Zu Beauftragten nach Absatz 1 dürfen nur Perso-
nen bestellt werden, die die zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit
besitzen.
(3) Die Beauftragten nach Absatz 1 sind den gesetzlich
oder verfassungsmäßig berufenen Organen der Wer-
ke, Einrichtungen oder kirchlichen Körperschaften
unmittelbar zu unterstellen. Sie sind im Rahmen ihrer
Aufgaben weisungsfrei. Sie dürfen wegen dieser Tä-
tigkeit nicht benachteiligt werden. Sie können Aus-
künfte verlangen und Einsicht in Unterlagen nehmen.
Sie sind bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unter-
stützen. § 18 Absatz 10 gilt entsprechend.
(4)  Die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses ist nur
zulässig, wenn Tatsachen vorliegen, die zur Kündi-
gung aus wichtigem Grund berechtigen. Gleiches gilt
für den Zeitraum eines Jahres nach Beendigung der
Bestellung.
(5) Zur Erhaltung der zur Erfüllung seiner Aufgaben
erforderlichen Fachkunde hat die verantwortliche
Stelle den Beauftragten nach Absatz 1 die Teilnahme
an Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen entspre-
chend dem Aufgabenbereich zu ermöglichen und die

erforderlichen Kosten zu tragen. Die dazu notwendige
Freistellung hat ohne Minderung der Bezüge oder des
Erholungsurlaubes zu erfolgen. Im Konfliktfall kön-
nen die Beauftragten für den Datenschutz vermittelnd
hinzugezogen werden.
(6) Die Beauftragten nach Absatz 1 wirken auf die
Einhaltung der Bestimmungen für den Datenschutz
hin und unterstützen die kirchlichen Werke und Ein-
richtungen bei der Sicherstellung des in ihrer Verant-
wortung liegenden Datenschutzes. Zu diesem Zweck
können sie sich in Zweifelsfällen an die für die Da-
tenschutzkontrolle zuständige Stelle wenden. Sie ha-
ben insbesondere
1. die ordnungsmäßige Anwendung der Datenverar-

beitungsprogramme, mit deren Hilfe personenbe-
zogene Daten verarbeitet werden sollen, zu über-
wachen;

2. die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
tätigen Personen durch geeignete Maßnahmen mit
den Bestimmungen über den Datenschutz, bezo-
gen auf die besonderen Verhältnisse ihres Aufga-
benbereiches, vertraut zu machen.

(7)  Zu Beauftragten nach Absatz 1 sollen diejenigen
nicht bestellt werden, die mit der Leitung der Daten-
verarbeitung beauftragt sind oder denen die Aufsicht
über die Einhaltung eines ausreichenden Datenschut-
zes obliegt.
(8)  Die Bestellung von Beauftragten nach Absatz 1 ist
dem oder der Beauftragten für den Datenschutz nach
§ 18 Absatz 1 und der nach dem jeweiligen Recht für
die Aufsicht zuständigen Stelle anzuzeigen.
(9)  Soweit bei kirchlichen Stellen keine Rechtsver-
pflichtung für die Bestellung von Personen als Be-
triebsbeauftragte oder als örtlich Beauftragte besteht,
hat die Leitung die Erfüllung der Aufgabe nach Absatz
6 in anderer Weise sicherzustellen.

§ 23
Zweckbindung bei personenbezogenen Daten,

die einem Berufs- oder besonderen
Amtsgeheimnis unterliegen

(1) Personenbezogene Daten, die einem Berufs- oder
besonderen Amtsgeheimnis unterliegen und die von
der zur Verschwiegenheit verpflichteten Stelle in Aus-
übung ihrer Berufs- oder Amtspflicht zur Verfügung
gestellt worden sind, dürfen von der verantwortlichen
Stelle nur für den Zweck verarbeitet oder genutzt wer-
den, für den sie ihr überlassen worden sind. In die
Übermittlung nach den §§ 12 und 13 muss die zur
Verschwiegenheit verpflichtete Stelle einwilligen.
(2)  Für einen anderen Zweck dürfen die Daten nur
verarbeitet oder genutzt werden, wenn die Änderung
des Zwecks durch besonderes Gesetz zugelassen ist.

§ 24
Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung

bei Dienst- und Arbeitsverhältnissen
(1)  Die kirchlichen Stellen dürfen Daten ihrer Be-
schäftigten nur erheben, verarbeiten oder nutzen, so-
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weit dies zur Eingehung, Durchführung, Beendigung
oder Abwicklung des Beschäftigungsverhältnisses
oder zur Durchführung organisatorischer, personeller
und sozialer Maßnahmen, insbesondere auch zu Zwe-
cken der Personalplanung und des Personaleinsatzes,
erforderlich ist oder eine Rechtsvorschrift, ein Tarif-
vertrag oder eine Dienstvereinbarung dies vorsieht.
(2)  Eine Übermittlung der Daten von Beschäftigten
an Stellen außerhalb des kirchlichen Bereichs ist nur
zulässig, wenn kirchliche Interessen nicht entgegen-
stehen und
1. die empfangende Stelle ein überwiegendes recht-

liches Interesse darlegt,
2. Art oder Zielsetzung der dem oder der Beschäftig-

ten übertragenen Aufgaben die Übermittlung er-
fordert oder

3. offensichtlich ist, dass die Übermittlung im Inter-
esse der betroffenen Person liegt und keine An-
haltspunkte vorliegen, dass sie in Kenntnis des
Übermittlungszwecks ihre Einwilligung nicht er-
teilen würde.

(3)  Die Übermittlung an künftige Dienstherren oder
Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen ist nur mit Einwil-
ligung der betroffenen Person zulässig, es sei denn,
dass eine Abordnung oder Versetzung vorbereitet
wird, die der Zustimmung des oder der Beschäftigten
nicht bedarf.
(4) Verlangt die kirchliche Stelle zur Eingehung oder
im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses medi-
zinische oder psychologische Untersuchungen und
Tests, hat sie Anlass und Zweck der Begutachtung
möglichst tätigkeitsbezogen zu bezeichnen. Ergeben
sich keine medizinischen oder psychologischen Be-
denken, darf die kirchliche Stelle lediglich die Über-
mittlung des Ergebnisses der Begutachtung verlangen;
ergeben sich Bedenken, darf auch die Übermittlung
der festgestellten möglichst tätigkeitsbezogenen Risi-
kofaktoren verlangt werden. Im Übrigen ist eine Wei-
terverarbeitung der bei den Untersuchungen oder
Tests erhobenen Daten ohne schriftliche Einwilligung
der betroffenen Person nur zu dem Zweck zulässig, zu
dem sie erhoben worden sind.
(5) Personenbezogene Daten, die vor der Eingehung
eines Beschäftigungsverhältnisses erhoben wurden,
sind unverzüglich zu löschen, sobald feststeht, dass ein
Beschäftigungsverhältnis nicht zustande kommt. Dies
gilt nicht, soweit überwiegende berechtigte Interessen
der speichernden Stelle der Löschung entgegenstehen
oder die betroffene Person in die weitere Speicherung
einwilligt. Nach Beendigung eines Beschäftigungs-
verhältnisses sind personenbezogene Daten zu lö-
schen, soweit diese Daten nicht mehr benötigt werden.
§ 16 Absatz 3 gilt entsprechend.
(6)  Die Ergebnisse medizinischer oder psychologi-
scher Untersuchungen und Tests der Beschäftigten
dürfen automatisiert nur verarbeitet werden, wenn dies
dem Schutz des oder der Beschäftigten dient.
(7)  Soweit Daten der Beschäftigten im Rahmen der
Maßnahmen zur Datensicherung nach der Anlage zu

§ 9 gespeichert werden, dürfen sie nicht zu anderen
Zwecken, insbesondere nicht zu Zwecken der Verhal-
tens- oder Leistungskontrolle genutzt werden.

§ 25
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener

Daten durch Forschungseinrichtungen
(1)  Für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung er-
hobene oder gespeicherte personenbezogene Daten
dürfen nur für Zwecke der wissenschaftlichen For-
schung verarbeitet oder genutzt werden.
(2) Die Übermittlung personenbezogener Daten an an-
dere als kirchliche Stellen für Zwecke der wissen-
schaftlichen Forschung ist nur zulässig, wenn diese
sich verpflichten, die übermittelten Daten nicht für
andere Zwecke zu verarbeiten oder zu nutzen und die
Vorschriften der Absätze 3 und 4 einzuhalten. Der
kirchliche Auftrag darf durch die Übermittlung nicht
gefährdet werden.
(3) Die personenbezogenen Daten sind zu anonymi-
sieren, sobald dies nach dem Forschungszweck mög-
lich ist. Bis dahin sind die Merkmale gesondert zu
speichern, mit denen Einzelangaben über persönliche
oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder be-
stimmbaren Person zugeordnet werden können. Sie
dürfen mit den Einzelangaben nur zusammengeführt
werden, soweit der Forschungszweck dies erfordert.
(4) Die Veröffentlichung personenbezogener Daten,
die zum Zwecke wissenschaftlicher Forschung über-
mittelt wurden, ist nur mit Zustimmung der übermit-
telnden Stelle zulässig. Die Zustimmung kann erteilt
werden, wenn
1. die betroffene Person eingewilligt hat oder
2. dies für die Darstellung von Forschungsergebnis-

sen über Ereignisse der Zeitgeschichte unerlässlich
ist,

es sei denn, dass Grund zu der Annahme besteht, dass
durch die Veröffentlichung der Auftrag der Kirche ge-
fährdet würde.

§ 26
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung

personenbezogener Daten durch die Medien
(1) Soweit personenbezogene Daten von kirchlichen
Stellen ausschließlich zu eigenen journalistisch-re-
daktionellen oder literarischen Zwecken erhoben, ver-
arbeitet oder genutzt werden, gelten von den Vor-
schriften dieses Kirchengesetzes nur die §§ 6, 8 und 9.
Soweit personenbezogene Daten zur Herausgabe von
Adressen-, Telefon- oder vergleichbaren Verzeichnis-
sen erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, gilt Satz
1 nur, wenn mit der Herausgabe zugleich eine journa-
listisch-redaktionelle oder literarische Tätigkeit ver-
bunden ist.
(2)  Führt die journalistisch-redaktionelle Erhebung,
Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten
zur Veröffentlichung von Gegendarstellungen der be-
troffenen Person, so sind diese Gegendarstellungen zu
den gespeicherten Daten zu nehmen und für dieselbe
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Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten selbst.
(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung in sei-
nem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, so kann er
Auskunft über die der Berichterstattung zugrunde lie-
genden, zu seiner Person gespeicherten Daten verlan-
gen. Die Auskunft kann verweigert werden, soweit aus
den Daten auf die berichtenden oder einsendenden
Personen oder die Gewährsleute von Beiträgen, Un-
terlagen und Mitteilungen für den redaktionellen Teil
geschlossen werden kann. Die betroffene Person kann
die Berichtigung unrichtiger Daten verlangen.

§ 27
Ergänzende Bestimmungen, Rechtsweg

(1)  Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung der
Kirchenkonferenz Durchführungsbestimmungen zu
diesem Kirchengesetz und ergänzende Bestimmungen
zum Datenschutz erlassen.
(2)  Die Gliedkirchen können für ihren Bereich Durch-
führungsbestimmungen zu diesem Kirchengesetz und
ergänzende Bestimmungen zum Datenschutz erlas-
sen, soweit sie dem Recht der Evangelischen Kirche
in Deutschland nicht widersprechen.
(3) Soweit personenbezogene Daten von Sozialleis-
tungsträgern übermittelt werden, gelten zum Schutz
dieser Daten ergänzend die staatlichen Bestimmungen
entsprechend. Werden hierzu Bestimmungen gemäß
Absatz 1 erlassen, ist vorher das Evangelische Werk
für Diakonie und Entwicklung anzuhören.
(4)  In Streitigkeiten aus der Anwendung der Rege-
lungen über den kirchlichen Datenschutz ist der
Rechtsweg zu den kirchlichen Verwaltungsgerichten
gegeben.

Anlage (zu § 9 )
Werden personenbezogene Daten automatisiert verar-
beitet oder genutzt, ist die innerbehördliche oder in-
nerbetriebliche Organisation so zu gestalten, dass sie
den besonderen Anforderungen des Datenschutzes ge-
recht wird. Dabei sind insbesondere Maßnahmen zu
treffen, die je nach der Art der zu schützenden perso-
nenbezogenen Daten oder Datenkategorien geeignet
sind,
1. Unbefugten den Zutritt zu Datenverarbeitungsan-

lagen, mit denen personenbezogene Daten verar-
beitet oder genutzt werden, zu verwehren (Zutritts-
kontrolle),

2. zu verhindern, dass Datenverarbeitungssysteme
von Unbefugten genutzt werden können (Zugangs-
kontrolle),

3. zu gewährleisten, dass die zur Benutzung eines
Datenverarbeitungssystems Berechtigten aus-
schließlich auf die ihrer Zugriffsberechtigung un-
terliegenden Daten zugreifen können, und dass
personenbezogene Daten bei der Verarbeitung,
Nutzung und nach der Speicherung nicht unbefugt
gelesen, kopiert, verändert oder entfernt werden
können (Zugriffskontrolle),

4. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten
bei der elektronischen Übertragung oder während
ihres Transports oder ihrer Speicherung auf Da-
tenträger nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert
oder entfernt werden können, und dass überprüft
und festgestellt werden kann, an welche Stelle eine
Übermittlung personenbezogener Daten durch
Einrichtungen zur Datenübertragung vorgesehen
ist (Weitergabekontrolle),

5. zu gewährleisten, dass nachträglich überprüft und
festgestellt werden kann, ob und von wem perso-
nenbezogene Daten in Datenverarbeitungssysteme
eingegeben, verändert oder entfernt worden sind
(Eingabekontrolle),

6. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten,
die im Auftrag verarbeitet werden, nur entspre-
chend den Weisungen des Auftraggebers verarbei-
tet werden können (Auftragskontrolle),

7. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten
gegen zufällige Zerstörung oder Verlust geschützt
sind (Verfügbarkeitskontrolle),

8. zu gewährleisten, dass zu unterschiedlichen Zwe-
cken erhobene Daten getrennt verarbeitet werden
können.

Eine Maßnahme nach Satz 2 Nr. 2 bis 4 ist insbeson-
dere die Verwendung von dem Stand der Technik ent-
sprechenden Verschlüsselungsverfahren.

Nr. 2* - Vierte Verordnung über das
Inkrafttreten des Pfarrdienstgesetzes

der EKD.
Vom 7. Dezember 2012.

Aufgrund von Artikel 26 a Absatz 7 Satz 3 der Grund-
ordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland
verordnet der Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland:

§ 1
Das Pfarrdienstgesetz der EKD vom 10. November
2010 (ABl.EKD 2010 S. 307, 2011 S. 149) tritt in der
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau, der
Evangelischen-Lutherischen Kirche in Oldenburg, der
Evangelischen Kirche von Westfalen und der Evan-
gelischen Landeskirche in Württemberg am 1. Januar
2013 in Kraft.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
H a n n o v e r, den 7. Dezember 2012

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident
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B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland

Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Nr. 3* - Beschluss über den Haushalt
und die Umlage für das

Haushaltsjahr 2013.
Vom 6. November 2012.

Die Vollkonferenz der Union Evangelischer Kirchen
in der Evangelischen Kirche in Deutschland hat auf-
grund von § 12 Absatz 3 der Verordnung über das
Haushalts- und Rechnungswesen der UEK folgenden
Beschluss gefasst:

§ 1 Haushalt
(1) Das Haushaltsjahr 2013 läuft vom 1. Januar bis
zum 31. Dezember 2013.
(2) Der Gesamtergebnishaushalt der Union Evangeli-
scher Kirchen in der EKD für das Haushaltsjahr 2013
wird festgestellt auf:

Ordentliche Erträge von
Ordentliche Aufwendungen von

2.398.920 Euro
2.458.150 Euro

Finanzerträge von
Finanzaufwendungen von
Aufwendungen aus Beteiligun-
gen von

28.400 Euro
0 Euro
0 Euro

Ordentliches Ergebnis von
Ergebnis nach Verrechnung von

30.830 Euro
30.830 Euro

Saldo (Bilanzergebnis) von 0 Euro

(3) Verpflichtungsermächtigungen sind nicht veran-
schlagt.

§ 2 Umlage
(1) Der durch andere Einnahmen nicht gedeckte Fi-
nanzbedarf des Haushaltsjahres 2013 in Höhe von
783.500 Euro wird auf die Landeskirchen umgelegt.
(2) Die vorgenannte Umlage bringen die Gliedkirchen
nach dem in der Finanzvereinbarung vom 26. Februar
2003 nach § 1 vereinbarten Umlageverfahren wie folgt
auf:

Anhalt
Baden
Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz
Bremen
Hessen und Nassau
Kurhessen-Waldeck
Lippe
Mitteldeutschland

2.313 Euro
86.893 Euro

.
60.056 Euro
13.202 Euro

202.054 Euro
37.654 Euro
7.549 Euro

18.225 Euro

Pfalz
Reformierte Kirche
Rheinland
Westfalen

29.732 Euro
6.425 Euro

197.724 Euro
121.673 Euro

Die Umlagen sind in vier gleichen Teilbeträgen vier-
teljährlich im Voraus an das Amt der UEK zu entrich-
ten.
(3) Die Gastkirchen leisten einen Finanzbeitrag in Hö-
he von 65.000 Euro.

§ 3 Budgetierung und Deckungsfähigkeiten
(1) Der Haushalt gliedert sich in Handlungsbereiche,
Handlungsfelder und Handlungsobjekte. Jedes Hand-
lungsobjekt stellt ein Budget dar. Darüber hinaus gel-
ten folgende gegenseitige Deckungsfähigkeiten:
Budget Leitung und Verwaltung

Handlungsobjekt 30020101 Mittelverwaltung für
leitende Organe und Ausschüsse
Handlungsobjekt 30020102 Verwaltungsstelle Amt
der UEK

(2) Soweit einem Budget im Haushalt zweckgebun-
dene Rücklagen zugeordnet sind, der Gesamthaushalt
ausgeglichen bleibt und die Finanzdeckung gegeben
ist, können diesen Rücklagen nicht ausgeschöpfte
Haushaltsmittel des budgetbezogenen Ergebnishaus-
halts, die zur Erfüllung des jeweiligen Rücklage-
zwecks in den Folgejahren benötigt werden, zugeführt
werden.
(3) Soweit einem Budget im Haushalt eine Budget-
rücklage zugeordnet ist, der Gesamthaushalt ausge-
glichen bleibt und die Finanzdeckung gegeben ist,
können der Budgetrücklage bis zu 70% der nicht aus-
geschöpften Haushaltsmittel des budgetbezogenen Er-
gebnishaushalts zugeführt werden.

§ 4 Ergebnisverwendung
Ein etwaiger Überschuss des Bilanzergebnisses beim
Jahresabschluss - ohne Berücksichtigung der Hand-
lungsobjekte 30010103, 30010106, 30010107 und
30010201 - ist der Personalsicherungsrücklage zuzu-
führen. Ein etwaiger Fehlbetrag des Bilanzergebnisses
beim Jahresabschluss - ohne Berück-sichtigung die
vorgenannten Handlungsobjekte - ist der Allgemeinen
Ausgleichsrücklage zu entnehmen.

§ 5 Schlussbestimmung
Das Nähere, insbesondere der Umgang mit Budgetab-
weichungen von dem festgestellten Haushalt sowie
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Erteilung von Anordnungs- und Feststellungsbefug-
nissen, wird durch die Verordnung über das Haus-
halts- und Rechnungswesen der Union Evangelischer
Kirchen in der EKD (Haushaltsordnung der UEK –
HHO.UEK) vom 27. Juni 2012 geregelt.

§ 6 Inkrafttreten
Dieser Haushaltsbeschluss tritt am 1. Januar 2013 in
Kraft.

Timmendorfer Strand, den 6. November 2012
Das Präsidium

der Union Evangelischer Kirchen
in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Dr. F i s c h e r

Nr. 4* - Zwölfte gesetzesvertretende
Verordnung zur Änderung des

Besoldungs- und Versorgungsrechts.
Vom 5. Dezember 2012.

Das Präsidium der Union Evangelischer Kirchen in
der Evangelischen Kirche in Deutschland hat gemäß
Artikel 9 Absatz 3 der Grundordnung die folgende
Verordnung beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Versorgungsgesetzes

Das Kirchengesetz über die Versorgung der Pfarrer,
Pfarrerinnen, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
tinnen in der Evangelischen Kirche der Union (Ver-
sorgungsgesetz) in der Neufassung der Bekanntma-
chung vom 1. Juli 2005 (ABl. EKD S. 415), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 23. März 2011 (ABl.
EKD S. 257), wird wie folgt geändert:
1. In § 8 a Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 21 Abs.

2 Satz 1 Nr. 2 und § 97 des Pfarrdienstgesetzes“
durch die Angabe „§ 14 Absatz 2 Nr. 3 und § 100
des Pfarrdienstgesetzes der EKD“ ersetzt.

2. Der bisherige Wortlaut des § 14 wird durch fol-
genden Wortlaut ersetzt:

„§ 14
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen
mit Einkommen aus einem politischen Amt

oder Mandat
(1) Versorgungsansprüche nach diesem Gesetz ru-
hen neben einer Abgeordnetenentschädigung oder
neben einem Einkommen aus einem Amtsverhält-
nis um 50 vom Hundert des Betrages, um den die
Summe beider Bezüge die ruhegehaltfähigen
Dienstbezüge nach diesem Kirchengesetz über-
steigt; der Kürzungsbetrag darf jedoch 50 vom
Hundert des anderen Einkommens nicht überstei-
gen.
(2) Versorgungsansprüche nach diesem Gesetz ru-
hen neben einem Übergangsgeld aus einem Abge-
ordnetenmandat oder neben einem Übergangsgeld
aus einem Amtsverhältnis um 50 vom Hundert des

Betrages, um den die Summe beider Bezüge die
höchstmögliche Versorgung nach diesem Kirchen-
gesetz übersteigt; der Kürzungsbetrag darf jedoch
50 vom Hundert des Übergangsgeldes nicht über-
steigen.
(3) Versorgungsansprüche nach diesem Gesetz ru-
hen neben Versorgungsansprüchen aus einem Ab-
geordnetenmandat oder neben Versorgungsan-
sprüchen aus einem Amtsverhältnis um 50 vom
Hundert des Betrages, um den die Summe beider
Bezüge die höchstmögliche Versorgung nach die-
sem Kirchengesetz übersteigt; der Kürzungsbetrag
darf jedoch 50 vom Hundert des anderen Versor-
gungsanspruchs nicht übersteigen.
(4) Kinderbezogene Familienzuschläge und Leis-
tungen wegen Kindererziehung erhöhen die jewei-
lige Höchstgrenze nach Absatz 1 bis 3; sie sind
Bestandteile der Dienst- oder Versorgungsbezüge
oder der Entschädigung oder der Amtsbezüge, so-
weit sie neben diesen gewährt werden.
(5) Die Beträge für die Kürzungen der Versor-
gungsbezüge nach diesem Gesetz und dem Beam-
tenversorgungsgesetz werden nebeneinander er-
mittelt. Für die sich anschließende Berechnung des
Zahlbetrages wird die jeweilige Anrechnung nach
Absatz 1 bis 3 vor § 3 Absatz 1 dieses Gesetzes
berücksichtigt, §§ 16 und 18 dieses Gesetzes blei-
ben unberührt.
(6) Abgeordnete im Sinne dieses Gesetzes sind
Mandatsträger eines gesetzgebenden Organs wie
Abgeordnete des Europäischen Parlamentes, des
Deutschen Bundestages, des Parlamentes eines
Bundeslandes oder Stadtstaates oder einer zwi-
schen- oder überstaatlichen Einrichtung.
(7) Amtsverhältnis im Sinne dieses Gesetzes ist die
Ausübung eines leitenden politischen Amtes wie
das Amt des Bundespräsidenten oder der Bundes-
präsidentin, des Bundeskanzlers oder der Bundes-
kanzlerin, des Ministerpräsidenten oder der Minis-
terpräsidentin eines Bundeslandes oder der Ober-
bürgermeister oder die Oberbürgermeisterin eines
Stadtstaates, eines Ministers oder einer Ministerin
des Bundes oder der Bundesländer, eines Senators
oder einer Senatorin eines Stadtstaates, eines Par-
lamentarischen Staatssekretärs oder einer Parla-
mentarischen Staatssekretärin des Bundes oder der
Bundesländer. Entsprechendes gilt für die leiten-
den politischen Ämter bei einer zwischen- oder
überstaatlichen Einrichtung sowie bei Beamten auf
Zeit im Sinne von § 66 Beamtenversorgungsge-
setz.
(8) Verwendung im öffentlichen Dienst ist eine
Beschäftigung im Sinne von § 53 Beamtenversor-
gungsgesetz oder entsprechenden landesrechtli-
chen Bestimmungen.
(9) Eine Berücksichtigung des anderen Einkom-
mens entfällt, wenn die Anrechnung des anderen
Einkommens beziehungsweise das Ruhen der Ent-
schädigung für die Ausübung des Mandats oder
Amtes oder des Übergangsgeldes oder der Versor-
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gungsansprüche aus einer Verwendung im sonsti-
gen öffentlichen Dienst bereits durch bundes- oder
landesrechtliche Vorschriften oder seitens der zwi-
schen- oder überstaatlichen Einrichtung bestimmt
wird.“

3. § 26 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Wörter „ Vollendung des

65. Lebensjahres“ ersetzt durch die Wörter
„Erreichen der Regelaltersgrenze“.

b) Nach dem Doppelpunkt wird die Angabe
„§ 92 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Pfarrdienstge-
setzes“ ersetzt durch die Angabe „§ 88
Absatz 1 Nummer 1 des Pfarrdienstgesetzes
der EKD“.

4. § 26 a wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Nummer 2 werden die Angaben „§

92 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 des Pfarrdienstgeset-
zes oder § 61 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 des Kir-
chenbeamtengesetzes der EKU“ ersetzt durch
die Angaben „§ 88 Absatz 1 Nummer 1 des
Pfarrdienstgesetzes der EKD oder § 67 Absatz
1 Satz 1 Nr. 1 des Kirchenbeamtengesetzes der
EKD“.

b) In Absatz 1 Nummer 4 b werden die Angaben
„§ 92 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 des Pfarrdienstge-
setzes oder § 61 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 des Kir-
chenbeamtengesetzes der EKU“ ersetzt durch
die Angaben „§ 88 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
des Pfarrdienstgesetzes der EKD oder § 67
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Kirchen-beam-
tengesetzes der EKD“.

c) In Absatz 1 Nummer 4 c werden die Angaben
„§ 92 Absatz 2 a des Pfarrdienstgesetzes oder
§ 61 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 des Kirchenbeam-
tengesetzes der EKU“ ersetzt durch die Anga-
ben „§ 88 Absatz 2 des Pfarrdienstgesetzes der
EKD oder § 67 Absatz 2 des Kirchenbeamten-
gesetzes der EKD“.

5. Nach § 26 c wird folgender § 26 d eingefügt:
„§ 26 d

Übergangsbestimmungen
Für die Versorgungsempfänger und ihre Hinter-
bliebenen, auf die bis einschließlich zum 31. De-
zember 2012 das Kirchengesetz über die Versor-
gung der Pfarrer, Pfarrerinnen, Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamtinnen in der Evangelischen
Kirche der Union (Versorgungsgesetz) in der Neu-
fassung der Bekanntmachung vom 1. Juli 2005
(ABl. EKD S. 415), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 23. März 2011 (ABl. EKD S. 257)
Anwendung fand, ist der § 14 in der bis dahin gel-
tenden Fassung weiter anzuwenden.“

Artikel 2
Änderung der Pfarrbesoldungsordnung

Die Verordnung über die Besoldung der Pfarrer in der
Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen
Kirche in Deutschland (Pfarrbesoldungsordnung)
vom 31. März 1993 (ABl. EKD S. 285) zuletzt geän-

dert durch Verordnung vom 23. März 2011 (ABl. EKD
S. 257) wird wie folgt geändert:
1. In § 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 24 Abs. 3 des

Pfarrdienstgesetzes“ ersetzt durch die Angabe
„§ 25 Absatz 2 Satz 2 des Pfarrdienstgesetzes der
EKD“.

2. Der bisherige Wortlaut des § 6 a Absatz 1 wird wie
folgt geändert:
a) Der Wortlaut der bisherigen Nummer 2 wird

durch folgenden Wortlaut ersetzt:
„2. Zeiten von mindestens vier Monaten bis zu
insgesamt zwei Jahren, in denen Wehrdienst,
Zivildienst, Bundesfreiwilligendienst, Ent-
wicklungsdienst oder ein freiwilliges soziales
oder ökologisches Jahr geleistet wurde,“

b) An Absatz 1 wird am Ende folgender neuer
Satz angefügt:
„Erfahrungszeiten nach Satz 1 stehen gleich:
1. Zeiten einer Kinderbetreuung von bis zu

drei Jahren für jedes Kind (Kinderbetreu-
ungszeiten),

2. Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach
ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen
nahen Angehörigen (Eltern, Schwiegerel-
tern, Ehegatten, Geschwistern oder Kin-
dern) von bis zu drei Jahren für jeden nahen
Angehörigen (Pflegezeiten).“

3. Der bisherige Wortlaut des § 11 Absatz 1 Nummer
4 Sätze 1 und 2 wird durch folgenden Wortlaut er-
setzt:
„4. andere Pfarrer, die ein Kind nicht nur vorüber-
gehend in ihre Wohnung aufgenommen haben, für
das ihnen Kindergeld nach dem Einkommensteu-
ergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz
zusteht oder ohne Berücksichtigung der §§ 64 und
65 des Einkommensteuergesetzes oder der §§ 3
und 4 des Bundeskindergeldgesetzes zustehen
würde, sowie andere Pfarrer, die eine Person nicht
nur vorübergehend in ihre Wohnung aufgenom-
men haben, weil sie aus beruflichen oder gesund-
heitlichen Gründen ihrer Hilfe bedürfen.“

4. § 18 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a) Nach der Angabe „2. Familienzuschlag“ wird

das Komma durch einen Punkt ersetzt.
b) Die Angabe „3. Kinderbetrag.“ wird gestri-

chen.
5. Nach § 24 wird folgender § 24 a eingefügt:

„§ 24 a
Übergangsregelung für die nachträgliche An-

erkennung von Kinderbetreuungs- und Pflege-
zeiten

Bei einer ersten Ernennung mit Anspruch auf
Dienstbezüge im Anwendungsbereich dieses Ge-
setzes in der Zeit vom 1. Juli 2010 bis zum 31. De-
zember 2012 ist unter Berücksichtigung von Kin-
derbetreuungs- und Pflegezeiten nach § 6 a Ab-
satz 2 auf Antrag die Stufe neu festzusetzen. Der
Antrag kann bis zum Ablauf des 31. Dezember
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2013 gestellt werden. Die neue Stufenfestsetzung
gilt ab dem 1. März 2012.“

Artikel 3
Änderung der

Kirchenbeamtenbesoldungsordnung
Die Verordnung über die Besoldung der Pfarrer in der
Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen
Kirche in Deutschland (Kirchenbeamtenbesoldungs-
ordnung) vom 31. März 1993 (ABl.EKD S. 281), zu-
letzt geändert durch die Verordnung vom 23. März
2011 (ABl.EKD S. 257) wird wie folgt geändert:
1. Der bisherige Wortlaut des § 7 b Absatz 1 wird wie

folgt geändert:
a) Der Wortlaut der bisherigen Nummer 2 wird

durch folgenden Wortlaut ersetzt:
„2. Zeiten von mindestens vier Monaten bis zu
insgesamt zwei Jahren, in denen Wehrdienst,
Zivildienst, Bundesfreiwilligendienst, Ent-
wicklungsdienst oder ein freiwilliges soziales
oder ökologisches Jahr geleistet wurde,“

b) An Absatz 1 wird am Ende folgender neuer
Satz angefügt:
„Erfahrungszeiten nach Satz 1 stehen gleich:
1. Zeiten einer Kinderbetreuung von bis zu

drei Jahren für jedes Kind (Kinderbetreu-
ungszeiten),

2. Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach
ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen
nahen Angehörigen (Eltern, Schwiegerel-
tern, Ehegatten, Geschwistern oder Kin-
dern) von bis zu drei Jahren für jeden nahen
Angehörigen (Pflegezeiten).“

2. Der bisherige Wortlaut des § 14 Absatz 1 Nummer
4 Sätze 1 und 2 wird durch folgenden Wortlaut er-
setzt:
„4. andere Kirchenbeamte, die ein Kind nicht nur
vorübergehend in ihre Wohnung aufgenommen
haben, für das ihnen Kindergeld nach dem Ein-
kommensteuergesetz oder nach dem Bundeskin-
dergeldgesetz zusteht oder ohne Berücksichtigung
der §§ 64 und 65 des Einkommensteuergesetzes
oder der §§ 3 und 4 des Bundeskindergeldgesetzes
zustehen würde, sowie andere Kirchenbeamte, die
eine Person nicht nur vorübergehend in ihre Woh-
nung aufgenommen haben, weil sie aus beruflichen
oder gesundheitlichen Gründen ihrer Hilfe bedür-
fen.“

3. § 20 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
Die Angabe „3. Kinderbetrag“ wird gestrichen.

4. Nach § 27 wird folgender § 27 a eingefügt:
„§ 27 a

Übergangsregelung für die nachträgliche An-
erkennung von Kinderbetreuungs- und Pflege-

zeiten
Bei einer ersten Ernennung mit Anspruch auf
Dienstbezüge im Anwendungsbereich dieses Ge-
setzes in der Zeit vom 1. Juli 2010 bis zum 31. De-

zember 2012 ist unter Berücksichtigung von Kin-
derbetreuungs- und Pflegezeiten nach § 7 b Ab-
satz 2 Nummern 1 und 2 auf Antrag die Stufe neu
festzusetzen. Der Antrag kann bis zum Ablauf des
31. Dezember 2013 gestellt werden. Die neue Stu-
fenfestsetzung gilt ab dem 1. März 2012.“

Artikel 4
Bekanntmachungserlaubnis

Das Amt der Union Evangelischer Kirchen in der
Evangelischen Kirche in Deutschland kann den Wort-
laut
- des Kirchengesetzes über die Versorgung der Pfar-

rer, Pfarrerinnen, Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamtinnen in der Evangelischen Kirche der
Union (Versorgungsgesetz) in der Neufassung der
Bekanntmachung vom 1. Juli 2005 (ABl. EKD
S. 415), zuletzt geändert durch Verordnung vom
23. März 2011 (ABl. EKD S. 257)

- der Verordnung über die Besoldung der Pfarrer in
der Union Evangelischer Kirchen in der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland (Pfarrbesoldungsord-
nung) vom 31. März 1993 (ABl. EKD S. 285) zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 23. März
2011 (ABl. EKD S. 257) und

- der Verordnung über die Besoldung der Pfarrer in
der Union Evangelischer Kirchen in der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland (Kirchenbeamtenbe-
soldungsordnung) vom 31. März 1993 (ABl. EKD
S. 281), zuletzt geändert durch die Verordnung
vom 23. März 2011 (ABl. EKD S. 257)

in der vom Inkrafttreten dieser gesetzesvertretenden
Verordnung an geltenden Fassung im Amtsblatt der
Evangelischen Kirche in Deutschland bekannt ma-
chen.

Artikel 5
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

H a n n o v e r, den 5. Dezember 2012
Das Präsidium

der Union Evangelischer Kirchen
in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Dr. F i s c h e r

Nr. 5* - Bestätigung einer
gesetzesvertretenden Verordnung zur

Agende "Berufung – Einführung –
Verabschiedung".

Vom 6. November 2012.

Die Vollkonferenz der Union Evangelischer Kirchen
in der Evangelischen Kirche in Deutschland (UEK)
bestätigt gemäß Artikel 9 Absatz 3 Satz 3 Grundord-
nung der UEK die vom Präsidium der UEK erlassene
gesetzesvertretende Verordnung: Gesetzesvertretende
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Verordnung zur Agende „Berufung – Einführung –
Verabschiedung“ vom 27. Juni 2012 (ABl. EKD 2012
S. 198).

Timmendorfer Strand, den 6. November 2012
Das Präsidium

der Union Evangelischer Kirchen
in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Dr. F i s c h e r

Nr. 6* - Wahl einer/eines
Stellvertreterin/Stellvertreters für den

Vorsitzenden.
Vom 6. November 2012.

Die Vollkonferenz wählt Herrn Kirchenpräsident
Christian Schad mit 62 Ja-Stimmen und einer Enthal-

tung bei 63 abgegebenen und gültigen Stimmen zum
Stellvertretenden Vorsitzenden des Präsidiums der
UEK.

Timmendorfer Strand, den 6. November 2012
Das Präsidium

der Union Evangelischer Kirchen
in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Dr. F i s c h e r

C. Aus den Gliedkirchen

Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz

Nr. 7 - Zweites Kirchengesetz zur
Änderung der Grundordnung der

Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz.

Vom 17. November 2012.
(KABl. 2012 S. 238)

Die Landessynode der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz hat unter Be-
achtung von Artikel 71 Abs. 2 der Grundordnung das
folgende Kirchengesetz beschlossen:

Artikel 1
Die Grundordnung der Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz vom 21./24.
November 2003 (KABl.-EKiBB S. 159, ABl.-EKsOL
2003/3 S. 7), zuletzt geändert durch Kirchengesetz
vom 13. November 2009 (KABl. 2010 S. 3), wird wie
folgt geändert:
1. Artikel 3 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Sie sind damit zugleich Mitglieder einer Kir-
chengemeinde und eines Kirchenkreises.“

2. In Artikel 4 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„Berufliche kirchliche Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sind solche, die aufgrund eines Arbeits-
oder Dienstverhältnisses in kirchlichen Körper-

schaften, Einrichtungen und Werken unter deren
Dienstaufsicht tätig sind.“

3. Die Überschrift des Artikels 6 wird wie folgt ge-
fasst: „Beichtgeheimnis, seelsorgliche Schwei-
gepflicht, Dienstverschwiegenheit“.

4. Artikel 12 wird wie folgt geändert:
a) Es wird ein neuer Absatz 4 eingefügt: „In

Kirchengemeinden können nach Entschei-
dung des Gemeindekirchenrats oder bei Ver-
einigung mehrerer Kirchengemeinden nach
Entscheidung der Gemeindekirchenräte regi-
onale Bereiche mit eigenen verantwortlich
entscheidenden Organen ausgestattet wer-
den. Das Nähere wird kirchengesetzlich ge-
regelt; dabei kann die Zusammensetzung,
insbesondere die Wahl, des Gemeindekir-
chenrats abweichend von Artikel 16 geregelt
werden.“

b) Der bisherige Absatz 4 wird zu Absatz 5, der
bisherige Absatz 5 zu Absatz 6.

5. In Artikel 15 Abs. 3 wird eine neue Nr. 1a wie
folgt eingefügt:
„die Erteilung des Predigtauftrages an Ordinierte
im Einvernehmen mit der zuständigen Mitarbei-
terin oder dem zuständigen Mitarbeiter im Pfarr-
dienst; kann kein Einvernehmen erzielt werden,
entscheidet der Kreiskirchenrat,“
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6. Artikel 16 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz

eingefügt:
„In diesem Fall sind die Ersatzältesten gemäß
Artikel 20 einzuführen.“

b) In Absatz 5 wird nach Satz 1 folgender Satz
eingefügt:
„Die Zahl der Ältesten kann nach der Verei-
nigung von Kirchengemeinden bis zur nächs-
ten Neuwahl von Satz 1 abweichen.“

7. In Artikel 19 Abs. 3 werden nach dem Wort „be-
urlaubt“ die Wörter „oder vollständig abgeord-
net“ ergänzt.

8. In Artikel 21 wird folgender Satz angefügt:
„Eine erneute Wahl des oder der Ältesten in den
Gemeindekirchenrat ist frühestens zur über-
nächsten turnusgemäßen Ältestenwahl, eine er-
neute Berufung frühestens nach dieser Wahl
möglich.“

9. Artikel 22 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird durch folgende Sätze

ersetzt:
„Für den Vorsitz und den stellvertretenden
Vorsitz wählt der Gemeindekirchenrat je ei-
nes seiner Mitglieder. Die Wahl erfolgt nach
jeder turnusmäßigen Wahl oder Neuwahl und
im Fall des vorzeitigen Ausscheidens aus
dem Amt oder dem Gemeindekirchenrat.

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a ein-
gefügt:
„Eine Abwahl der oder des Vorsitzenden
oder der oder des stellvertretenden Vorsit-
zenden bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln
der Mitglieder des Gemeindekirchenrates.“

10. Artikel 23 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 6 Satz 3 wird durch folgenden Satz

ersetzt:
„Im dritten Wahlgang ist gewählt, wer die
meisten der abgegebenen Stimmen, mindes-
tens aber mehr als die Hälfte der Stimmen der
Anwesenden, erhält.“

b) In Absatz 9 Satz 1 werden die Wörter „zwei
weitere Mitglieder“ durch die Wörter „min-
destens ein weiteres Mitglied“ ersetzt.

11. a) Die Überschriften der Artikel 24, 51 und 86
werden wie folgt gefasst:
„Vertretung im Rechtsverkehr“.

b) Artikel 24 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Kirchengemeinde wird gerichtlich und
außergerichtlich von dem Gemeindekirchen-
rat, dieser von der oder dem Vorsitzenden
oder dem mit der Stellvertretung betrauten
Mitglied vertreten.“

12. Artikel 25 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
„Der Gemeindekirchenrat sorgt für die Erledi-
gung der Geschäfte der laufenden Verwaltung der
Kirchengemeinde. Er regelt die Wahrnehmung
der Verantwortung für die einzelnen Aufgaben-
bereiche durch berufliche oder ehrenamtliche

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und legt Kom-
petenzen und Berichtspflichten fest.“

13. In Artikel 26 Abs. 1 werden folgende Sätze ein-
gefügt:
„Eine erneute Wahl der Ältesten in den Gemein-
dekirchenrat ist frühestens zur übernächsten tur-
nusgemäßen Ältestenwahl, eine erneute Beru-
fung frühestens nach dieser Wahl möglich. Der
Kreiskirchenrat kann in besonders begründeten
Fällen Ausnahmen zulassen.“

14. Artikel 27 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„Nach jeder Ältestenwahl beruft der Gemein-
dekirchenrat die Mitglieder des Gemeinde-
beirats. Sie bleiben bis zur Berufung ihrer
Nachfolgerinnen und Nachfolger im Amt.
Über Einsprüche gegen die Zusammenset-
zung des Gemeindebeirats entscheidet, so-
fern der Gemeindekirchenrat nicht abhilft,
der Kreiskirchenrat.“

b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Innerhalb von drei Monaten, nachdem der
Gemeindekirchenrat die Mitglieder des Ge-
meindebeirats berufen hat, lädt die oder der
Vorsitzende des Gemeindekirchenrats die
Mitglieder des Gemeindebeirats zu ihrer ers-
ten Sitzung ein.“

15. In Artikel 30 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:
„Der Pfarrdienst kann im Kirchenkreis in aufga-
benorientierten und ortsbezogenen Dienst aufge-
gliedert werden; die Regelungen des Pfarrdienst-
rechts bleiben unberührt.“

16. Artikel 39 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

„Er kann einzelne dieser Aufgaben selbst
wahrnehmen, soweit die Kirchengemeinden
zur ordnungsgemäßen Erfüllung nicht in der
Lage sind oder die Aufgabe aus anderen
Gründen auf den Kirchenkreis übertragen.“

b) In Absatz 6 werden die Wörter „und führt
Rüstzeiten durch“ gestrichen.

17. Artikel 40 wird wie folgt geändert:
a) Es wird ein neuer Absatz 2 wie folgt einge-

fügt:
„Im Fall der Vereinigung oder der Neubil-
dung regelt die Kirchenleitung die Zusam-
mensetzung, erstmalige Einberufung und
Amtszeit der Kreissynode und des Kreiskir-
chenrats sowie die Wahrnehmung der Auf-
gaben der Superintendentin oder des Super-
intendenten auf Vorschlag der beteiligten
Kirchenkreise oder, sofern dies kirchenge-
setzlich vorgesehen ist, durch Verordnung.“

b) Der bisherige Absatz 2 wird zu Absatz 3.
18. Artikel 42 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird eine neue Nr. 2a wie folgt
eingefügt:
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„über die Übernahme einzelner Aufgaben der
Kirchengemeinden gemäß Artikel 39 Abs. 3
Satz 2 zu entscheiden,…“

b) In Absatz 1 wird eine neue Nr. 2b wie folgt
eingefügt:
„über die Aufgliederung des Pfarrdienstes in
aufgabenorientierten und ortsbezogenen
Pfarrdienst zu beschließen soweit ein kreis-
kirchlicher Stellenplan nach Absatz 2 be-
steht,…“

c) Nach Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz
eingefügt:
„Stellen für kirchengemeindliche Aufgaben
können beim Kirchenkreis errichtet werden,
wenn hierfür ein sachlicher Grund vorliegt,
insbesondere wenn die Stellen für mehrere
Kirchengemeinden gleichzeitig errichtet
werden.“

19. Artikel 43 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Nr. 1 werden die Wörter „der

Kirchengemeinden“ durch „aus den Kirchen-
gemeinden“ ersetzt.

b) In Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:
„In Ämter nach Artikel 46 Satz 1 und Artikel
52 Abs. 3 Satz 1 kann nur gewählt werden,
wer die Befähigung zum Ältestenamt hat.“

c) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Für jedes ordentliche Mitglied nach Absatz
2 Nr. 1 bis 4 sind bis zu zwei Stellvertrete-
rinnen oder Stellvertreter zu benennen, die
gleichzeitig Ersatzmitglieder sind.“

20. In Artikel 46 wird folgender Satz angefügt:
„Artikel 22 Abs. 1a gilt entsprechend.“

21. Artikel 47 wird wie folgt geändert:
Absatz 3 Satz 3 wird durch folgenden Satz ersetzt:
„Im dritten Wahlgang ist gewählt, wer die meis-
ten der abgegebenen Stimmen, mindestens aber
mehr als die Hälfte der Stimmen der Anwesen-
den, erhält.“

22. Artikel 51 wird wie folgt gefasst:
„Der Kirchenkreis wird gerichtlich und außerge-
richtlich von dem Kreiskirchenrat, dieser von der
oder dem Vorsitzenden oder der oder dem stell-
vertretenden Vorsitzenden vertreten. Artikel 24
Abs. 2 gilt entsprechend.“

23. Artikel 52 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

„das stellvertretende Mitglied oder die stell-
vertretenden Mitglieder im Superintenden-
tenamt,…“

b) In Absatz 3 wird nach Satz 3 folgender Satz
eingefügt:
„Die Mitglieder des Kreiskirchenrats nach
Absatz 1 Nr. 4 bis 6 können mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der Mitglieder der
Kreissynode abgewählt werden.“

c) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Für die Sitzungen des Kreiskirchenrates so-
wie die Geschäftsführung gelten die Artikel
22 Abs. 3 sowie Artikel 23 entsprechend.“

24. Artikel 55 Abs. 4 Satz 4 wird wie folgt gefasst:
„Erreicht im dritten Wahlgang kein Bewerber die
erforderliche Mehrheit, so kann die Kreissynode
die Durchführung eines vierten Wahlgangs be-
schließen. In diesem steht nur noch die Bewer-
berin oder der Bewerber zur Wahl, die oder der
die meisten Stimmen im dritten Wahlgang auf
sich vereinigt hat. Erhält sie oder er die Stimmen
der Mehrheit der Anwesenden, ist sie oder er zur
Superintendentin oder zum Superintendenten ge-
wählt. Anderenfalls ist ein neuer Wahlvorschlag
zu unterbreiten.“

25. Artikel 56 Abs. 3 Satz 1 wird gestrichen. In Satz
2 werden die Wörter „sie oder er“ durch „die Su-
perintendentin oder der Superintendent“ ersetzt.
In Satz 3 werden die Wörter „in beiden Fällen“
gestrichen.

26. Artikel 57 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Kreissynode wählt für die Dauer ihrer
Amtszeit auf Vorschlag der Superintendentin
oder des Superintendenten aus den ihr ange-
hörigen Inhaberinnen und Inhabern von
Pfarrstellen eine oder zwei Personen für die
Stellvertretung im Superintendentenamt. Die
Stellvertretung wird nach Ablauf der Amts-
zeit der Kreissynode bis zum Dienstantritt der
Nachfolgerin oder des Nachfolgers oder der
Nachfolgerinnen und Nachfolger fortgesetzt.
Wenn zwei Stellvertreterinnen oder Stellver-
treter gewählt sind, ist von der Kreissynode
eine Reihenfolge bei der Stellvertretung fest-
zulegen.“

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a ein-
gefügt:
„Der Kreiskirchenrat kann in einer Dienst-
ordnung unbeschadet der Verantwortung der
Superintendentin oder des Superintendenten
eigene ständige Zuständigkeitsbereiche der
oder des Stellvertretenden im Superintenden-
tenamt vorsehen. Die Erarbeitung der Dienst-
ordnung wird durch die Generalsuperinten-
dentin oder den Generalsuperintendenten
moderiert.“

27. In Artikel 63 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
„Kirchengesetzlich kann Abweichendes geregelt
werden, wenn die Rechte der Kirchengemeinden
und Kirchenkreise nicht eingeschränkt werden.“

28. Artikel 72 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a) Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„zwei in der kirchlichen Jugendarbeit ehren-
amtlich tätige Jugendliche, die zum Zeit-
punkt der Bildung der Landessynode min-
destens 16 und höchstens 26 Jahre alt sind;
dabei kann in Ämter nach Artikel 74 Abs.1
sowie 84 Abs. 2 nur gewählt werden, wer die
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Befähigung zum Ältestenamt besitzt; so-
wie…“

b) Nr. 2 wird wie folgt gefasst:
„je eine Vertreterin oder einen Vertreter von
sechs kirchlichen Arbeitszweigen, Einrich-
tungen und Werken auf deren Vorschlag. Die
Landessynode bestimmt im letzten Jahr ihrer
Amtszeit für die folgende Amtszeit sechs Ar-
beitszweige, Einrichtungen und Werke und
entscheidet, welches Organ für die Unter-
breitung eines Berufungsvorschlages zustän-
dig oder zu bilden ist.“

29. In Artikel 74 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„Artikel 22 Abs. 1a gilt entsprechend.“

30. In Artikel 77 Abs. 1 wird folgender Satz 3 ange-
fügt:
„Der Ältestenrat oder einzelne seiner Mitglieder
können mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der
Mitglieder der Landessynode abgewählt wer-
den.“

31. Artikel 84 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:
„Die Mitglieder der Kirchenleitung nach Absatz
1 Nr. 2 können mit einer Mehrheit von zwei Drit-
teln der Mitglieder der Landessynode abgewählt
werden. Für das Ruhen der Mitgliedschaft gilt
Artikel 19 Abs. 3 entsprechend.“

32. Artikel 86 wird wie folgt gefasst:
„Die Landeskirche wird gerichtlich und außerge-
richtlich von der Kirchenleitung, diese von der
oder dem Vorsitzenden, oder dem Konsistorium,
dieses von der Präsidentin oder dem Präsidenten
oder den mit deren Stellvertretung Beauftragten
vertreten. Artikel 24 Abs. 2 gilt entsprechend.“

Artikel 2
Änderung und Aufhebung von

Rechtsvorschriften
(1) Die Ordnung der Bildung der Kreissynoden vom
3. Januar 1990 der ehemaligen Evangelischen Kirche
der schlesischen Oberlausitz wird aufgehoben.
(2) In § 4 Abs. 1 des Strukturanpassungs- und Erpro-
bungsgesetzes vom 16. November 1996 (KABl.-
EKiBB S. 172), zuletzt geändert durch 4. Rechtsver-
einheitlichungsgesetz vom 23. April 2005 (KABl. S.
75) werden das Semikolon sowie die Worte „es tritt
am 31. Dezember 2014 außer Kraft“ sowie der Satz 2
gestrichen.

Artikel 3
Übergangsvorschriften für den Evangelischen

Kirchenkreis Wittstock-Ruppin
Die Kirchenleitung kann auf Antrag des Kreiskirchen-
rats durch Rechtsverordnung Regelungen des Refor-
mabsicherungsgesetzes für den Evangelischen Kir-
chenkreis Wittstock-Ruppin vom 15. Mai 2009
(KABl. S. 115 f.) in den grundordnungsgemäßen Zu-
stand überleiten. Dabei können längstens bis zum 31.
Dezember 2019 Sonderregelungen für das Pfarrstel-
lenbesetzungsverfahren und für die Entscheidung über
die Aufgaben der ordinierten Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter im Pfarrdienst vorgesehen werden.

Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
B e r l i n, den 17. November 2012

Andreas B ö e r
P r ä s e s

Nr. 8 - Kirchengesetz über die
Einführung der Agende: „Berufung –
Einführung – Verabschiedung“ in der

Evangelischen Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz.

Vom 17 November 2012.
(KABl. 2012 S. 242)

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

§ 1
Die von der Vollkonferenz der Union Evangelischer
Kirchen am 8. November 2011 beschlossene Agende:
„Berufung – Einführung – Verabschiedung“ wird in
der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schle-
sische Oberlausitz zum 1. Advent 2012 (2. Dezember
2012) eingeführt. Sie tritt an die Stelle der am 27. Juni
1963 beschlossenen Agende für die Evangelische Kir-
che der Union (revidierte Auflage Bielefeld 1989),
Band II/2: Gottesdienstordnung für Ordination, Ein-
führung, Bevollmächtigung und Vorstellung.

§ 2
Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach der Beschluss-
fassung in Kraft.
B e r l i n, den 16. November 2012

Andreas B ö e r
P r ä s e s

Nr. 9 - Kirchengesetz über die
Gesamtkirchengemeinden

(Gesamtkirchengemeindegesetz –
GKGG).

Vom 17 November 2012.
(KABl. 2012 S. 240)

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

§ 1
Errichtung von Gesamtkirchengemeinden

(1) Werden mehrere Kirchengemeinden vereinigt,
können diese im Rahmen des Verfahrens gemäß Ar-
tikel 12 Abs. 3 der Grundordnung beschließen, dass
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die zu bildende Kirchengemeinde in örtliche Bereiche
mit jeweils eigenen Vertretungen (Ortskirchen) ge-
gliedert wird. Diese Kirchengemeinde trägt die Be-
zeichnung Gesamtkirchengemeinde. Die Bildung der
Gesamtkirchengemeinde setzt voraus, dass
1. die zu bildende Gesamtkirchengemeinde mehr als

500 Mitglieder hat und
2. jede zukünftige Ortskirche über eigenes gemeind-

liches Leben an mindestens einer Predigtstätte
verfügt und in der Lage ist, sich durch die Wahl
eines Ortskirchenrates selbst zu leiten.

(2) Für die Gesamtkirchengemeinde wird eine Sat-
zung errichtet. Diese bedarf der übereinstimmenden
Beschlussfassung aller beteiligten Gemeindekirchen-
räte mit jeweils zwei Dritteln ihrer Mitglieder und der
kirchenaufsichtlichen Genehmigung. Nach Errich-
tung der Gesamtkirchengemeinde bedürfen Verände-
rung und Aufhebung der Satzung einer Mehrheit von
zwei Dritteln des Gemeindekirchenrates oder, sofern
diese eingerichtet ist, der Gemeindesynode. Die Ge-
nehmigung erfolgt durch den Kreiskirchenrat, sofern
die Satzung der vom Konsistorium veröffentlichten
Mustersatzung folgt, im Übrigen durch das Konsisto-
rium. Die Genehmigung der Satzung durch den Kreis-
kirchenrat ist dem Konsistorium anzuzeigen. Das
Konsistorium fertigt die Urkunde über die Bildung der
Gesamtkirchengemeinde aus.
(3) In begründeten Fällen können Kirchengemeinden
nach Entscheidung des Gemeindekirchenrats mit Zu-
stimmung des Kreiskirchenrates in Ortskirchen ge-
gliedert werden. Sie werden dadurch zu Gesamtkir-
chengemeinden. Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 gelten
entsprechend.
(4) Die Gesamtkirchengemeinde legt die Aufteilung
und den Zuschnitt der Bereiche in der Satzung nach
Absatz 2 fest. Die Satzung kann vorsehen, dass die
Änderung der Bereiche der Zustimmung des Kreis-
kirchenrats bedarf, wenn ein betroffener Ortskirchen-
rat der Änderung widerspricht. Fällt die Aufteilung in
Ortskirchen zeitlich mit der Bildung der Gesamtkir-
chengemeinde durch Vereinigung mehrerer Kirchen-
gemeinden zusammen, so bedarf die Satzung der über-
einstimmenden Beschlussfassung aller beteiligten Ge-
meindekirchenräte.
(5) Folgt die Aufteilung in Ortskirchen unmittelbar der
Bildung der Gesamtkirchengemeinde durch Vereini-
gung mehrerer Kirchengemeinden, werden die Ältes-
ten der jeweiligen Gemeindekirchenräte zu Mitglie-
dern der jeweiligen Ortskirchenräte; Abweichungen
können in der Satzung geregelt werden. Andernfalls
werden die Ortskirchenräte bei der nächsten Ältesten-
wahl bestimmt.
(6) Wird die Satzung aufgehoben, ist dies dem Kon-
sistorium anzuzeigen. Dieses prüft, ob eine vor In-
krafttreten der Satzung erfolgte Vereinigung gemäß
Artikel 12 Abs. 3 der Grundordnung rückgängig zu
machen ist, und teilt das Ergebnis dem Kreiskirchenrat
und dem Gemeindekirchenrat mit.

§ 2
Aufgaben des Ortskirchenrates

(1) Der Ortskirchenrat berät und beschließt über
1. das kirchliche Leben vor Ort, insbesondere die

Entscheidungen nach der Lebensordnung über
kirchliche Amtshandlungen,

2. die Nutzung der im Ort vorhandenen kirchlichen
Gebäude.

(2) Die Satzung kann vorsehen, dass der Ortskirchen-
rat weiterhin beschließt über die Verwendung
1. der für die Ortskirche im Haushalt der Gesamtkir-

chengemeinde bereitgestellten Mittel,
2. des Gemeindekirchgelds aus dem Gebiet der Orts-

kirche und
3. der gemeindeeigenen Kollekten und sonstigen Zu-

wendungen.
(3) Der Ortskirchenrat wählt Vertreterinnen und Ver-
treter in den Gemeindekirchenrat oder in die Gemein-
desynode, sofern eine solche nach der Satzung einge-
richtet wurde.

§ 3
Zusammensetzung und Arbeitsweise des

Ortskirchenrates
(1) Die Mitglieder des Ortskirchenrates werden durch
die Gemeindeglieder, die im Bereich der Ortskirche
wohnen oder bei Umgemeindungen diesem zugeord-
net sind, in entsprechender Anwendung der Artikel 16
Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2, Abs. 5, Artikel 17, 19 und
20 der Grundordnung sowie des Ältestenwahlgesetzes
gewählt, wobei die Ortskirche einem Wahlbezirk ent-
spricht. § 3 Abs. 1 des Ältestenwahlgesetzes findet
keine Anwendung; die Zahl der Ortsältesten wird
durch den Gemeindekirchenrat oder, sofern diese ein-
gerichtet ist, durch die Gemeindesynode festgelegt.
(2) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Pfarr-
dienst, die für die Gesamtkirchengemeinde gemäß Ar-
tikel 16 Abs. 1 Nr. 3 zuständig sind, können an den
Sitzungen des Ortskirchenrates mit beratender Stim-
me teilnehmen und sind hierzu einzuladen. Fragen, die
ihren Dienst betreffen, müssen mit ihnen beraten wer-
den. Im Übrigen gelten die Artikel 21, 22 Abs. 1 Satz
1, Absätze 2 und 3 und Artikel 23 der Grundordnung
entsprechend. Wenn ein Ortskirchenrat seine Pflichten
beharrlich verletzt oder das Gemeindeleben aus ande-
ren, dem Ortskirchenrat zurechenbaren Gründen dau-
ernd Schaden erleidet, findet Artikel 26 der Grund-
ordnung entsprechende Anwendung.
(3) Ist der Ortskirchenrat wegen ungenügender Mit-
gliederzahl nicht mehr beschlussfähig, trifft der Ge-
meindekirchenrat bis zu einer gegebenenfalls erfor-
derlichen Neuordnung eine Regelung über die Vertre-
tung der Ortskirche. Entsprechendes gilt, wenn die
Wahl einer Vorsitzenden oder eines Vorsitzenden
nicht zustande kommt.
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§ 4
Gemeindekirchenrat

(1) Der Gemeindekirchenrat nimmt alle ihm nach der
Grundordnung zugewiesenen Aufgaben wahr, sofern
sie nicht nach diesem Gesetz dem Ortskirchenrat oder
- sofern gebildet - der Gemeindesynode übertragen
worden sind.
(2) Der Gemeindekirchenrat besteht aus
1. den Inhaberinnen und Inhabern einer Pfarrstelle

der Kirchengemeinde sowie den dauerhaft in eine
solche Stelle Entsandten oder mit ihrer Verwal-
tung Beauftragten (Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im Pfarrdienst);

2. Mitgliedern der Ortskirchenräte in der von der
Satzung bestimmten Anzahl und nach dem von
der Satzung bestimmten Schlüssel hinsichtlich der
Vertretung der Ortskirchen, die nicht unter Artikel
19 Abs. 2 der Grundordnung fallen;

3. berufenen Mitgliedern gemäß Artikel 18 der
Grundordnung.

Im Übrigen finden Artikel 16 Abs. 5 Satz 2 und 3 Ar-
tikel 17 sowie § 31 des Ältestenwahlgesetzes Anwen-
dung.
(3) Die Mitglieder nach Absatz 2 Nr. 2 werden von
den Ortskirchenräten nach Maßgabe der Satzung ge-
wählt; sieht die Satzung eine Gemeindesynode vor, ist
diese für die Wahl zuständig.

§ 5
Gemeindesynode

(1) Die Satzung kann die Einrichtung einer Gemein-
desynode vorsehen. Die Gemeindesynode berät über
die Situation der Gesamtkirchengemeinde und be-
schließt Leitlinien für deren Arbeit. Sie wählt die Mit-
glieder des Gemeindekirchenrates nach § 4 Abs. 2 Nr.
2 und beschließt über die Änderung und Aufhebung

der Satzung. Die Satzung kann bestimmen, dass die
Gemeindesynode zusätzlich entscheidet über
1. den Haushaltsplan, die Jahresrechnung und die

Entlastung für die Wirtschafterin oder den Wirt-
schafter,

2. Kollekten und Spenden im Rahmen der gesamt-
kirchlichen Regelungen
und

3. die Mitglieder der Kreissynode nach Maßgabe der
kreiskirchlichen Satzung.

(2) Die Gemeindesynode besteht aus Mitgliedern, die
von den Ortskirchenräten aus deren Mitte gewählt
werden, sowie den für die Gesamtkirchengemeinde
zuständigen beruflichen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern im Verkündigungsdienst. Dabei wird in Kir-
chengemeinden für je angefangene 100 Gemeinde-
glieder ein Mitglied gewählt bis zur Höchstzahl der zu
wählenden Mitglieder des Gemeindekirchenrats nach
der Grundordnung. Die Satzung kann abweichend
vorsehen, dass die Gemeindesynode aus der Gesamt-
heit der Ältesten der Ortskirchen gebildet wird.
(3) Die Gemeindesynode tritt mindestens einmal im
Jahr unter dem Vorsitz der oder des Vorsitzenden des
Gemeindekirchenrats zusammen. Bis der Gemeinde-
kirchenrat eingeführt ist, leitet die oder der Vorsitzen-
de des Ortskirchenrates der Ortskirche mit den meisten
Mitgliedern die Sitzung. Im Übrigen findet Artikel 47
der Grundordnung Anwendung; die Geschäftsord-
nung der Kreissynode gilt entsprechend.

§ 6
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
B e r l i n, den 17. November 2012

Andreas B ö e r
P r ä s e s

Evangelische Kirche in Mitteldeutschland

Nr. 10 - Kirchengesetz über das
Evangelisch-Lutherische

Missionswerk Leipzig.
Vom 24. November 2012.

(ABl. 2012 S. 307)
Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mit-
teldeutschland hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2
Satz 2 Nr. 2 und Artikel 80 der Verfassung der Evan-
gelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenver-
fassung EKM - KVerfEKM) vom 5. Juli 2008 (ABl.
S. 183) das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§ 1
(1) Das Evangelisch-Lutherische Missionswerk Leip-

zig trägt Verantwortung für die Erfüllung des der Kir-
che gegebenen missionarischen Auftrages, das Evan-
gelium von Jesus Christus in aller Welt mit Wort und
Tat zu bezeugen. Es ist diesem Auftrag im Rahmen
der ihm von der Evangelisch-Lutherischen Landeskir-
che Sachsens und der Evangelischen Kirche in Mit-
teldeutschland (im Folgenden: die Trägerkirchen)
übertragenen missionarischen Aufgaben verpflichtet.
(2) Das Missionswerk ist eine gemeinsame Einrich-
tung und bleibt als kirchliches Werk unbeschadet sei-
ner Rechtsform als eingetragener Verein Bestandteil
und Lebensäußerung der Trägerkirchen. Es steht unter
dem Schutz und der Fürsorge der Trägerkirchen. Es ist
an deren Grundentscheidungen gebunden.
(3) Den Landessynoden der Trägerkirchen ist im Ab-
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stand von zwei Jahren, mindestens aber zweimal wäh-
rend der Legislaturperiode über die Arbeit des Missi-
onswerkes zu berichten.

§ 2
Das Missionswerk regelt seine Angelegenheiten selb-
ständig im Rahmen dieses Kirchengesetzes durch Sat-
zung. Der Beschluss über die Satzung sowie deren
Änderung und Aufhebung bedürfen der Zustimmung
der Trägerkirchen.

§ 3
(1) Organe des Missionswerkes sind der Missionsaus-
schuss und der Vorstand.
(2) Der Vorstand leitet das Missionswerk nach den
vom Missionsausschuss aufgestellten Grundsätzen
und Richtlinien.
(3) Vorsitzender des Vorstandes ist der Direktor oder
die Direktorin. Die Amtszeit wird in der Satzung be-
stimmt.

§ 4
(1) Die zur Erfüllung der Aufgaben des Missionswer-
kes benötigten Mittel werden durch Spenden, Kollek-
ten, Beiträge der Freundes- und Förderkreise und
durch Zuschüsse aufgebracht.
(2) Die Trägerkirchen gewähren dem Missionswerk
zur Sicherstellung seiner Arbeitsfähigkeit landes-
kirchliche Mittel nach Maßgabe ihrer Haushaltspläne
und nach einem zwischen ihnen zu vereinbarenden
Schlüssel.

§ 5
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz über die Neuord-
nung des Evangelisch-Lutherischen Missionswerkes
Leipzig vom 9. November 1992 (ABl. ELKTh 1993
S. 24) außer Kraft.
E r f u r t, den 24. November 2012

Die Landessynode
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

Ilse Junkermann
Landesbischöfin

Wolf von Marschall
Präses

Nr. 11 - Kirchengesetz zur Anwendung
und Ausführung des Diakonengesetzes
der Evangelischen Kirche der Union

(Anwendungsgesetz zum
Diakonengesetz der EKU – DiakGAG).

Vom 24. November 2012.
(ABl. 2012 S. 307)

Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mit-
teldeutschland hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2
Satz 2 Nr. 2 und Artikel 80 der Verfassung der Evan-
gelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenver-

fassung EKM - KVerfEKM) vom 5. Juli 2008 (ABl.
S. 183) das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§ 1
Geltungsbereich

Das Kirchengesetz über das Amt, die Ausbildung und
die Anstellung der Diakoninnen und Diakone in der
Evangelischen Kirche der Union (Diakonengesetz –
DiakG) vom 5. Juni 1993 (ABl. EKKPS S. 45) gilt im
gesamten Bereich der Evangelischen Kirche in Mit-
teldeutschland.

§ 2
Verordnungsermächtigung

(1) Ausführungsverordnungen zum Diakonengesetz
der EKU erlässt der Landeskirchenrat.
(2) Ausbildungs- und Prüfungsordnungen erlässt das
Landeskirchenamt.

§ 3
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2013 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Diakonengesetz
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen
vom 19. März 1994 (ABl. ELKTh S. 94), geändert
durch Kirchengesetz vom 22. März 1997 (ABl.
ELKTh S. 148) und die Anordnung über die Dienst-
anweisungen für Gemeindediakone vom 3. September
1965 (ABl. ELKTh S. 213) außer Kraft.
E r f u r t, den 24. November 2012

Die Landessynode
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

Ilse Junkermann
Landesbischöfin

Wolf von Marschall
Präses

Nr. 12 - Kirchengesetz über die
Einführung und Fortgeltung von

Agenden in der Evangelischen Kirche
in Mitteldeutschland

(Agendengesetz – AgG).
Vom 24. November 2012.

(ABl. 2012 S. 304)
Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mit-
teldeutschland hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2
Satz 2 Nr. 10 und Artikel 80 der Verfassung der Evan-
gelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenver-
fassung EKM - KVerfEKM) vom 5. Juli 2008 (ABl.
S. 183) das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§ 1
Die Agende „Berufung-Einführung-Verabschiedung
für evangelisch-lutherische Kirchen und Gemeinden
und für die Evangelische Kirche der Union“ wird in
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland einge-
führt.
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§ 2
In der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland gel-
ten fort:
1. das „Evangelische Gottesdienstbuch - Agende für

die Evangelische Kirche der Union und die Ver-
einigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutsch-
lands“;

2. „Konfirmation - Agende für evangelisch-lutheri-
sche Kirchen und Gemeinden und für die Evange-
lische Kirche der Union“ in der Fassung der Neu-
bearbeitung von 2001.

§ 3
Im Bereich der ehemaligen Evangelischen Kirche der
Kirchenprovinz Sachsen gelten fort:
1. „Taufbuch – Agende für die Evangelische Kirche

der Union“ in der durch den Rat der Evangelischen
Kirche der Union am 2. Februar 2000 beschlosse-
nen Fassung;

2. Trauung – Agende für die Union Evangelischer
Kirchen in der EKD“ in der von der Vollkonferenz
der Union Evangelischer Kirchen in der EKD am
13. Mai 2006 beschlossenen Fassung;

3. „Bestattung – Agende für die Union Evangelischer
Kirchen in der EKD“ in der von der Vollkonferenz
der Union Evangelischer Kirchen in der EKD am
14. Mai 2004 beschlossenen Fassung.

§ 4
(1) Im Bereich der ehemaligen Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche in Thüringen gelten folgende Agenden
für evangelisch-lutherische Kirchen und Gemeinden
der Vereinigten Evangelisch- Lutherischen Kirche
Deutschlands fort:
1. Band III, Teil 1: „Die Taufe“, neu bearbeitete Aus-

gabe 1988;
2. Band III, Teil 2: „Die Trauung“, neu bearbeitete

Ausgabe 1988;
3. Band III, Teil 3: „Die Beichte“, neu bearbeitete

Ausgabe 1993;
4. Band III, Teil 4: „Dienst an Kranken“, neu bear-

beitete Ausgabe 1994;
5. Band III, Teil 5: „Die Bestattung“, neu bearbeitete

Ausgabe 1996.
(2) Im Bereich der ehemaligen Evangelisch-Lutheri-
schen Kirche in Thüringen sind die Thesen zur Ver-
bindlichkeit von Ordnungen des Gottesdienstes der
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche
Deutschlands vom 25. Oktober 1977 zu berücksichti-
gen.

§ 5
(1) Dieses Kirchengesetz tritt zum 1. Januar 2013 in
Kraft.
(2) Zum 1. Januar 2013 treten außer Kraft:
1. das Kirchengesetz über die Einführung der Agende

der Evangelischen Kirche der Union, II. Band, in

der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung vom
24. November 2000 (ABl. EKKPS S. 195), zuletzt
geändert durch Kirchengesetz vom 18. November
2006 (ABl. S. 248);

2. das Kirchengesetz über die Einführung der Agende
„Evangelisches Gottesdienstbuch für die Evange-
lische Kirche der Union und für die Vereinigte
Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands“ in
der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz
Sachsen vom 13. Juni 1999 (ABl. EKKPS S. 84);

3. der Beschluss der Synode der Evangelisch-Luthe-
rischen Kirche in Thüringen über die Einführung
der neu bearbeiteten Agende für evangelisch-lu-
therische Kirchen und Gemeinden zu Band III/1–
4 vom 17. März 1994 (ABl. ELKTh S. 82);

4. der Beschluss der Synode der Evangelisch-Luthe-
rischen Kirche in Thüringen über die Einführung
der neu bearbeiteten Agende für evangelisch-lu-
therische Kirchen und Gemeinden zu Band III/5
vom 14. November 1996 (ABl. ELKTh S. 179);

5. der Beschluss der Synode der Evangelisch-Luthe-
rischen Kirche in Thüringen über die Einführung
der Agende „Evangelisches Gottesdienstbuch für
die Evangelische Kirche der Union und für die
Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche
Deutschlands“ vom 20. März 1999 (ABl. ELKTh
S. 99).

E r f u r t, den 24. November 2012

Die Landessynode
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

Ilse Junkermann
Landesbischöfin

Wolf von Marschall
Präses

Nr. 13 - Erstes Kirchengesetz zur
Änderung des Synodenwahlgesetzes.

Vom 24. November 2012.
(ABl. 2012 S. 308)

Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mit-
teldeutschland hat aufgrund von Artikel 55 Absatz 2
Satz 2 Nr. 2 und Artikel 80 Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 der
Verfassung der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland Kirchenverfassung EKM - KVerfEKM)
vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) das folgende Kirchen-
gesetz beschlossen:

Artikel 1
Das Synodenwahlgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19. März 2011 (ABl. S. 105) wird wie
folgt geändert:
1. In § 1 Absatz 1 Satz 2 wird die Datumsangabe „1.

September“ durch „1. März“ ersetzt.
2. In § 17 Absatz 3 Satz 3 werden nach dem Wort

„Stellvertreter“ die Worte „sowie die nachrücken-
den Stellvertreter“ eingefügt.
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3. Dem § 21 Absatz 1 wird folgender Satz 3 angefügt:
„Für Mitglieder der Landessynode nach § 15 Ab-
satz 1 Nummer 7 können zusätzlich zwei Personen
gewählt werden, die im Falle des Freiwerdens ei-
nes Stellvertreterplatzes nachrücken.“

Artikel 2
Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 1. De-
zember 2012 in Kraft.

E r f u r t, den 24. November 2012

Die Landessynode
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland

Ilse Junkermann
Landesbischöfin

Wolf von Marschall
Präses

Evangelisch-lutherische Kirche in Norddeutschland

Nr. 14 - Bekanntgabe des
Kirchengerichtsgesetzes der

Evangelischen Kirche in Deutschland
(KiGG.EKD).

Vom 2. November 2012.
(ABl. 2012 S. 326)

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland
hat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz aufgrund
des Artikels 10a Absatz 1 der Grundordnung der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland das Kirchengerichts-
gesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland
(KiGG.EKD) vom 6. November 2003 (ABl. EKD
S. 408, 409) beschlossen.
Das KiGG.EKD ist durch das Erste Kirchengesetz zur
Änderung des Kirchengerichtsgesetzes der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland vom 10. November 2010
(ABl. EKD S. 339, 2011 S. 149) und durch Artikel 2
des Kirchengesetzes zur Anpassung des Dienstrechts
für Kirchenbeamtinnen und -beamte der EKD und für
Pfarrerinnen und Pfarrer der EKD und zur Änderung
des Kirchengerichtsgesetzes der Evangelischen Kir-
che in Deutschland vom 9. November 2011 (ABl.
EKD S. 340) geändert worden.
In der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland gilt das KiGG.EKD im Rahmen von
Teil 1 §§ 69 bis 71 des Einführungsgesetzes zur Ver-
fassung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Norddeutschland vom 7. Januar 2012 (KABl. S. 30,
127, 234) für Verfahren, die mit dem Tage der Fusion
zur Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutsch-
land am 27. Mai 2012 anhängig wurden.
Demgemäß wird auf den Abdruck des Ursprungs- und
der Änderungsgesetze verzichtet und nachfolgend nur
der Volltext des geänderten Kirchengerichtsgesetzes
der Evangelischen Kirche in Deutschland (KiGG.
EKD) in der geltenden Fassung bekannt gemacht.
K i e l, 2. November 2012

Landeskirchenamt
G ö r l i t z

Nr. 15 - Erstes Kirchengesetz
zur Änderung des Einführungsgesetzes

zur Verfassung der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in

Norddeutschland.
Vom 19. November 2012.

(ABl. 2012 S. 318)
Die Landessynode hat mit mindestens zwei Dritteln
ihrer Mitglieder das folgende Kirchengesetz beschlos-
sen:

Artikel 1
Änderung des Einführungsgesetzes zur

Verfassung der Evangelisch-Lutherischen
Kirche in Norddeutschland

In Teil 1 Abschnitt 8 § 64 des Einführungsgesetzes zur
Verfassung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Norddeutschland vom 7. Januar 2012 (KABl. S. 30,
127, 234), das durch die Gesetzesvertretende Rechts-
verordnung vom 12. Juni 2012 (KABl. S. 102) geän-
dert worden ist, wird die Angabe „2012“ durch die
Angabe „2013“ ersetzt.

Artikel 2 Inkrafttreten
Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft.
Das vorstehende, von der Synode am 17. Novem-
ber 2012 beschlossene Kirchengesetz wird hiermit
verkündet.
K i e l, 19. November 2012

Der Vorsitzende
der Vorläufigen Kirchenleitung

G e r h a r d  U l r i c h
Bischof
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D. Mitteilungen aus der Ökumene

Nr. 16* - Bekanntmachung
der wechselseitigen Anerkennung

der Taufe.
Vom 29. April 2007.

Die Vereinbarung über die wechselseitige Anerken-
nung der Taufe (“Magdeburger Erklärung“) vom 29.
April 2007 wird nachstehend bekannt gemacht.

Die christliche Taufe
Jesus Christus ist unser Heil. Durch ihn hat Gott die
Gottesferne des Sünders überwunden (Römer 5,10),
um uns zu Söhnen und Töchtern Gottes zu machen.
Als Teilhabe am Geheimnis von Christi Tod und Auf-
erstehung bedeutet die Taufe Neugeburt in Jesus
Christus. Wer dieses Sakrament empfängt und im
Glauben Gottes Liebe bejaht, wird mit Christus und
zugleich mit seinem Volk aller Zeiten und Orte ver-
eint. Als ein Zeichen der Einheit aller Christen ver-
bindet die Taufe mit Jesus Christus, dem Fundament
dieser Einheit. Trotz Unterschieden im Verständnis
von Kirche besteht zwischen uns ein Grundeinver-
ständnis über die Taufe.
Deshalb erkennen wir jede nach dem Auftrag Jesu im
Namen des Vaters und des Sohnes und des Heiligen
Geistes mit der Zeichenhandlung des Untertauchens
im Wasser bzw. des Übergießens mit Wasser vollzo-
gene Taufe an und freuen uns über jeden Menschen,
der getauft wird. Diese wechselseitige Anerkennung
der Taufe ist Ausdruck des in Jesus Christus gründ-
enden Bandes der Einheit (Epheser 4,4-6). Die so voll-
zogene Taufe ist einmalig und unwiederholbar.
Wir bekennen mit dem Dokument von Lima: Unsere
eine Taufe in Christus ist „ein Ruf an die Kirchen, ihre
Trennungen zu überwinden und ihre Gemeinschaft
sichtbar zu manifestieren“ (Konvergenzerklärungen
der Kommission für Glaube und Kirchenverfassung
des Ökumenischen Rates der Kirchen, Taufe, Nr. 6).

M a g d e b u r g, den 29. April 2007
Folgende Kirchen haben diesem gemeinsamen Text
zugestimmt:

Äthiopisch-Orthodoxe Kirche
Erzpriester Dr. Merawi Tebege

Arbeitsgmeinschaft Anglikanisch-Episkopaler
Gemeinden in Deutschland

Reverend Christopher Jage-Bowler

Armenisch-Apostolische Orthodoxe Kirche
in Deutschland

Erzbischof Primas Karekin Bekdjian

Evangelisch-altreformierte Kirche in Niedersachsen
Präses Pastor Fritz Baarlink

Evangelische Brüder-Unität
– Herrnhuter Brüdergemeine

Pfarrer Martin Theile

Evangelische Kirche in Deutschland
Bischof Wolfgang Huber

Evangelisch-methodistische Kirche
Superintendent Christian Voller-Morgenstern

Katholisches Bistum der Alt-Katholiken
in Deutschland

Dekan Johannes Urbisch

Kommission der Orthodoxen Kirche in Deutschland
Erzbischof Longin von Klin

Römisch-Katholische Kirche
Karl Kardinal Lehmann

Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz

Selbständige Evangelisch-Lutherische Kirche
Bischof Hans-Jörg Voigt

E. Staatliche Gesetze, Anordnungen und Entscheidungen

––––––––––––––
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F. Mitteilungen

Evangelische Kirche im Rheinland
Wideruf der Ordinationsrechte

Mit Verfügung vom 27. November 2012 haben wir bei
Herrn Michael Lange das Recht und die Pflicht zur
öffentlichen Wortverkündigung widerrufen.

D ü s s e l d o r f, den 27. November 2012
Das Landeskirchenamt

Diesem Amtsblatt liegt das Jahresinhaltsverzeichnis 2012 bei.
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Mitarbeitershop 
Für Mitarbeiter(innen) aus Kirche, Caritas und Diakonie 
 
 
Als kirchliche(r) Mitarbeiter(in) sparen Sie bei allen Angeboten im Fujitsu Online Shop, denn Sie 
können exklusiv zu günstigen Vorteilskonditionen einkaufen. 
 
Ob Sie mit neuen Ultrabooks die Freiheit wahrer Mobilität entdecken möchten, von modernster 
Technologie und Leistung der PCs profitieren oder sich von der erstklassigen Qualität der Displays 
und Zubehör-Produkte überzeugen wollen – im Mitarbeiter-Shop von Fujitsu finden Sie garantiert 
das passende Produkt. 
 
Schauen Sie doch gleich mal im Fujitsu Online Shop vorbei, es wird sich lohnen. 
Sie finden den Mitarbeitershop im geschützten Teil unseres Internetauftritts unter Fujitsu. 
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